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Pro Quote –
nur Mut!
Von Cornelia Haß | Ganze sieben Chefredakteurin-
nen finden sich an der Spitze der 360 deutschen
Tages- und Wochenzeitungen, nur drei der insgesamt
zwölf Intendanten des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks sind Frauen. Damit lässt sich das weibliche
Führungspersonal in unseren Medien an zwei Händen
abzählen und liegt sogar noch unter dem Durch-
schnitt in den anderen Branchen, der mit drei Pro-
zent schon beschämend gering ist.

Die dju in ver.di sagt daher: Wir wollen mehr Frauen
in den Führungspositionen der Medienwirtschaft.
Sie unterstützt damit die Initiative Pro Quote. Mit der
Initiative setzen sich Journalistinnen dafür ein, dass
mindestens 30 Prozent der Führungspositionen in
den Redaktionen im Laufe der nächsten fünf Jahre
mit Frauen besetzt werden – und zwar auf allen
Hierarchiestufen. Über hundert Unterzeichnerinnen
schrieben einen Brief mit diesen Forderungen an
Chefredaktionen, Verlage und Intendanten, darun-
ter viele junge Frauen, die sagen, sie seien eigentlich
immer gegen die Quote gewesen, aber ihre berufli-
che Erfahrung habe sie gelehrt, dass sie irgendwann
ungeachtet ihrer Kompetenzen und Qualifikationen
gegen die viel beschworene gläserne Decke stoßen
und in der Redaktionshierarchie nicht mehr weiter
kommen. In den vergangenen Wochen haben 3.000
weitere Männer und Frauen mit ihrer Unterschrift der
Initiative Nachdruck verliehen. Es wäre schön, wenn
es Pro Quote gelingt, ihre Forderungen durchzusetzen.

Bis zum Redaktionsschluss dieser M-Ausgabe gab
es allerdings keine Anzeichen dafür, dass die Verlags-
leitungen freiwillig nachgeben. Auch das deckt sich
mit den Erfahrungen der vergangenen Jahre in
anderen Branchen: Freiwillige Quoten setzen sich
nicht durch. Deswegen ist jetzt die Politik am Zug:
Weil Männer ihre Macht nicht teilen wollen – eine
Studie des Bundesfamilienministeriums, die 2011
weitgehend unter Ausschluss der Öffentlichkeit pu-
bliziert wurde, belegt dies eindrucksvoll – brauchen
wir eine gesetzliche Quote. Es ist zu hoffen, dass
Initiativen wie Pro Quote oder die Berliner Erklärung
zusammen mit dem Wissen um den Nutzen von
gemischten Belegschaften und Frauen in Führungs-
positionen für Produktivität und Innovation den
politisch Verantwortlichen den Mut geben, das ein-
zig Richtige zu tun und per Gesetz eine Frauenquote
einführen.
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Thomas Kuban (re.)
und Peter Ohlendorf
drehten mit eigenen

Mitteln undercover einen
Film über Rechts-Rock-

Konzerte (S. 12)

Viel hat sich seither
nicht verändert –

Chancengleichheit als
M-Titelthema 1994
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Zensur und
Blindheit
Pressefreiheit hat in vielen Ländern keinen hohen
Stellenwert: Die klassischen Medien sind fest im
Griff der politisch Mächtigen oder von Wirtschafts-
magnaten. Der Aufbau einer unabhängigen Presse
oder eines freien Rundfunks geht nur schleppend
voran. Das Internet dagegen bietet Raum für den
Austausch von Informationen und Meinungen,
bildet häufig die einzige Plattform für einen unab-
hängigen Journalismus. Viele Regierungen reagieren
darauf mit zunehmender Online-Überwachung und
Zensur, mit hartem Vorgehen gegen kritische Jour-
nalisten. Deshalb hat Reporter ohne Grenzen (ROG)
zusätzlich zum Tag der Pressefreiheit (alljährlich der
3. Mai) vor vier Jahren den 12. März als „Welttag
gegen Internet-Zensur“ initiiert. Zurzeit sind ROG
zufolge rund 120 Blogger und Online-Aktivisten
weltweit in Haft, weil sie im Internet ihre Meinung
frei geäußert haben. Andere sind auf der Flucht wie
Lloyd Himaambo aus Sambia, der von Südafrika aus
das Online-Magazin „Zambian Watchdog“ heraus-
gibt. M berichtet über seine Arbeit (S. 28) ebenso wie
über zwei Brüder aus Bosnien-Herzegowina, die an
die Möglichkeiten des Internets für Medienfreiheit
glauben und „Istinomjer“ im Netz aufgelegt haben –
einen „Wahrheitsmesser“ für Politiker (S. 27). Außer-
dem lohnt sich ein Blick auf den Bericht „Feinde des
Internets“, den ROG am 12. März über die weltweite
Entwicklung der Internet-Zensur veröffentlicht
(www.reporter-ohne-grenzen.de).

Nicht um Zensur, sondern eher um Blindheit geht
es im Dokumentarfilm „Blut muss fließen – Under-
cover unter Nazis“ (S. 12/13). Er gibt schonungslos
Einblick in das Gebaren von Neonazis auf Rechts-
Rock-Konzerten, mutig dokumentiert von einem
Journalisten. Aufrütteln sollte, dass dieser Film erst
öffentliches Interesse, u.a. mit Vorführung auf der
Berlinale, erfuhr, nachdem die Mordserie der NSU
(Nationalsozialistischer Untergrund) Schlagzeilen
machte. Gleichfalls stellt sich in diesem konkreten
Fall erneut die Frage nach der Förderung des aktuell-
politischen Dokumentarfilms in Deutschland –
eigentlich eine wichtige Aufgabe auch des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks.

Karin Wenk,
verantwortliche Redakteurin
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SERVICE
ZUM SURFEN

Der Service ist
ab sofort im Netz
zu finden:
http://mmm.verdi.de/
service
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Initiative Printmedien:
Wettbewerb 2012
Der Schülerwettbewerb 2012 der Nationalen Initiative
Printmedien beschäftigt sich mit dem Thema „Presse-
freiheit – was geht mich das an?“ und soll Schulklas-
sen motivieren, sich mit der Presse- und Meinungs-
freiheit auseinanderzusetzen. In der Nationalen Ini-
tiative Printmedien arbeiten unter anderem die Jour-
nalistengewerkschaft dju in ver.di, Berufsverbände der
Presse und die Bundeszentrale für politische Bildung
mit. Einsendeschluss ist der 4. Mai 2012. Den Link
zum Wettbewerb findet ihr hier:
http://dju.verdi.de/junge-journalisten/news n

dju-Broschüre
über AGB-Prozesse
„Gegen Buy-Out-Verträge hilft nur Ge-
genwehr – und mit Unterstützung der
dju in ver.di sind die Chancen gut,
dass die Gegenwehr erfolgreich ist.“
Zu dieser positiven Zwischenbilanz
kommt eine neue Broschüre der
Deutschen Journalistinnen- und
Journalisten-Union in ver.di (dju).
Unter dem Titel „Buy-out-Verträge stop-
pen – Fair Pay für freien Journalismus. Ge-
werkschaftsprozesse gegen die AGB von Zei-
tungs- und Zeitschriftenverlagen“ steht sie auf der In-
ternetseite http://dju.verdi.de/freie_journalisten/ver-
lags-agb kostenlos zum Download bereit.

Die Broschüre enthält Arbeitsmaterial für die
gewerkschaftliche und juristische Praxis. Auf der Seite
stehen darüber hinaus die wichtigsten Gerichtsent-
scheidungen zu Verlags-AGB. So stärken Entscheidun-
gen gegen eine Reihe namhafter Medienunternehmen
Journalistinnen und Journalisten den Rücken, die sich
gegen Bestrebungen wehren, sämtliche denkbaren
Nutzungsmöglichkeiten mit nur einem Honorar ab-
zugelten. Darunter sind beispielsweise der Springer-
und der Zeitverlag, Bauer und Gruner + Jahr, die WAZ
und der Südkurier, die Braunschweiger Zeitung sowie
die Mittelbadische Presse. Weitere Prozesse laufen.

PM n

Bild-Honorare 2012
Die Mittelstandsgemeinschaft Foto-Marketing (MFM)
hat die Honorarempfehlungen für Fotohonorare für
das Jahr 2012 herausgegeben.

Die Bildhonorare sind im Vergleich zum Vorjahr
weitgehend gleich geblieben. Erstmals wurden auch
Empfehlungen für Apps und Stadtpläne ermittelt. Zu-
sammenmit dem Handbuch „Der Bildermarkt“ kostet
die Honorarübersicht 33 Euro. ver.di-Mitglieder kön-
nen die Honorarübersicht auch einzeln unter Angabe
ihrer Mitgliedsnummer zum Preis von 13 Euro bezie-
hen beim Bundesverband der Pressebild-Agenturen
und Bildarchive e.V. n

dju übernimmt Patenschaft
für türkische Journalisten
Die Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-Union
(dju) in ver.di unterstützt die Kampagne „Set Turkish
Journalists Free“ der Europäischen Journalisten Föde-
ration EJF, indem sie Patenschaften für in der Türkei
inhaftierte Journalisten übernimmt. Neben dem
dju-Bundesvorstand werden der dju-Landesverband
Hessen und die dju Köln jeweils einen verhafteten
Journalisten betreuen und seinen Fall öffentlich
machen.

EJF-Mitgliedsgewerkschaften in Belgien (AGJPB),
Frankreich (SNJ-CGT), Italien, Ungarn und Großbri-
tannien engagieren sich ebenfalls im Rahmen der
Kampagne. So hat die belgische AGJPB bereits für den
Journalisten Baris Terkoglu (30), der am 14. Februar
2011 verhaftet worden war, eine Patenschaft über-
nommen und steht direkt in Verbindung mit ihm. Zu-
vor wurde die Arbeit des Journalisten beobachtet und
ausgewertet – und eine nationale Kampagne zur Frei-
lassung des Kollegen ins Leben gerufen. Derzeit sitzen
97 Journalisten in türkischen Gefängnissen.

Teil der EJF-Kampagne war auch ein Treffen mit
der Vorsitzenden der Türkei-Delegation des Europa-
Parlaments, Hélène Flautre (MdEP), am 12. Januar so-
wie die Forderung an das Parlament, sich umgehend
für Aktivitäten zu Gunsten der Pressefreiheit in der
Türkei einzusetzen. n

Schweigeminute
für Neonazi-Opfer

Mit einer Schweigeminute wurde am 23. Februar um
12 Uhr bundesweit der Opfer der Neonazi-Mordserie
gedacht. Viele Institutionen und Beschäftigte folgten
dem Aufruf des Deutschen Gewerkschaftsbundes
(DGB) und der Bundesvereinigung der Arbeitgeberver-
bände und ließen die Arbeit kurz ruhen.

In der Deutschen Welle in Bonn (unser Foto) ist
Integration, Respekt und Toleranz gelebte Realität.
Journalisten vieler Nationen arbeiten im deutschen
Auslandsfunk, der seine Programme in verschiedenen
Sprachen ausstrahlt. Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter versammelten sich zum stillen Gedenken. Auch im
Atrium des ver.di-Hauses in Berlin trafen sich Kolle-
ginnen und Kollegen zu einer Schweigeminute, um
deutlich zu machen, dass Rechtsextremismus, Frem-
denfeindlichkeit und Antisemitismus in Deutschland
keinen Platz haben. Red. n

Broschüre als Pdf
im Download:

http://europe.ifj.org/
assets/docs/

106/195/726b16a-
59f86c3.pdf

Broschüre als Pdf
im Download:
http://dju.verdi.de/freie_
journalisten/verlags-agb

Broschüren
zu bestellen unter:
www.bvpa.org
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Der Streit um die Frage, was der öffentlich-rechtliche
Rundfunk im Internet anbieten darf, wird immer ab-
surder. Um Frieden mit den Verlagen zu schließen,
wollen sich die Anstalten selbst beschränken und wei-
testgehend auf Textinhalte im Netz verzichten. Ange-
sichts des Generationenabrisses sägen sie damit an
dem Ast, auf dem sie sitzen.

Befragt man Jugendliche zwischen 12 und 19 Jahren,
welche Medien sie am häufigsten nutzen, sind die Er-
gebnisse eindeutig: An erster Stelle steht das Handy,
es folgt das Internet, dann erst das Fernsehen. Auch
die Zeit, die Jugendliche mit Medien verbringen, lässt
keinen Zweifel: 12- bis 19-Jährige investieren täglich
20 Minuten mehr in das Internet (134 Minuten) als
ins Fernsehen (113 Minuten). Das alles zeigen die
Zahlen der JIM-Studie 2011. Zwei längst nicht mehr
neue Medien haben sich damit bei der nachkommen-
den Generation, den „Digital Natives“, an die vorders-
ten Plätze gekämpft. Eine Umkehr dieser Entwicklung
ist schlichtweg nicht vorstellbar. Im Gegenteil: Die Be-
deutung von Handys und Internet, vor allem ihrer
Symbiose: dem Smartphone, wird weiter zunehmen
und den heute noch überschaubaren Abstand zum
Fernsehen ausbauen.

Vor diesem Hintergrund bedeuten die Internet-
angebote der öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten
vor allem eines: ihre Zukunfts- und damit Überlebens-
garantie. Denn auch wenn Hörfunk und Fernsehen
als wichtige Säulen und gerade das Fernsehen als Mas-
senmedium unersetzlich bleiben, so ist für die nach-
kommende Generation das Internet das Medium
Nummer eins. Deshalb ist es einigermaßen erstaun-
lich, wenn nicht sogar befremdlich, was derzeit zwi-
schen den Spitzen der öffentlich-rechtlichen Anstal-
ten und der Tageszeitungsverlage verhandelt wird.
Hintergrund ist die Klage einiger Verlage vor dem
Landgericht Köln hinsichtlich der „Tagesschau“-App.
Diese sei „presseähnlich“ und damit nicht vom öf-
fentlich-rechtlichen Auftrag gedeckt.

In Gesprächen mit den Verlegern versuchen einige In-
tendantinnen und Intendanten nun, Frieden an die-
ser Dauerfront herbeizuführen. Wenn allerdings
stimmt, was darüber in der Presse kolportiert wird,
dann handelt es sich nicht um einenWaffenstillstand,
sondern um eine öffentlich-rechtliche Kapitulation.
Die Sendeanstalten seien nämlich dazu bereit, auf
Textinhalte in ihren Onlineangeboten weitestgehend
zu verzichten und sich auf Audio- und Videoinhalte
zu konzentrieren. Diesem Vorhaben aber wohnen
zwei Fehler inne: Zum einen ist das Internet per se ein
trimediales Medium, das sich aus Text, Video und Au-
dio zusammensetzt. Die Userinnen und User navigie-
ren natürlich auch über Texte. Der Verzicht darauf ist
deshalb unverständlich. Zum anderen akzeptieren die

Anstalten damit, dass die Verlage alles, was im Inter-
net Text ist, als elektronische Presse bezeichnen und
damit für sich allein in Anspruch nehmen.

Anstelle zweifelhafter Kompromisse müssten die
Öffentlich-Rechtlichen viel offensiver für ihre Online-
angebote eintreten. Denn sie brauchen diese, um den
längst eingetretenen Generationenabriss aufzuhalten
(besser noch: umzukehren). Nur wenn ihnen dies ge-
lingt, werden sie auch in Zukunft noch eine Legitima-
tion besitzen. Öffentlich-rechtliche Angebote sind
nämlich kein Selbstzweck, sondern erfüllen einen ge-
sellschaftlichen – und staatsvertraglich festgeschrie-
benen – Auftrag. Dieser besteht darin, die gesamte Be-
völkerung medial zu versorgen, vor allem aber auch:
zu erreichen. Erreichen sie nur noch Teile der Gesell-
schaft, haben sie auch einen Teil ihres Auftrags ver-
fehlt. Deshalb müssen sie ins Netz. Mediennutzer er-
warten heute zu Recht, die von ihren Gebührengel-
dern finanzierten Inhalte internetgerecht aufbereitet
vorzufinden.

Die Nutzung neuer Verbreitungswege für öffent-
lich-rechtliche Inhalte ist deshalb Kern der Bestands-
und Entwicklungsgarantie, die das Bundesverfassungs-
gericht den öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten zu-
gesprochen hat. Das Internet ist zweifelsohne ein neu-
er relevanter Verbreitungsweg. Mit der Verabschie-
dung des 12. Rundfunkänderungsstaatsvertrages
haben dies die Länder auch anerkannt und den öf-
fentlich-rechtlichen Anstalten explizit aufgetragen,
Onlineangebote (im Staatsvertragsdeutsch: Teleme-
dien) bereitzustellen.

Im gleichen Atemzug aber haben sie diese On-
lineangebote ungerechtfertigt beschränkt. Denn das,
was die Öffentlich-Rechtlichen im Netz machen, darf
zum einen nicht „presseähnlich“ sein und muss zum
anderen einen „Sendungsbezug“ aufweisen. Darüber
hinaus dürfen Telemedien nur sieben Tage (bei Sport:
24 Stunden) angeboten werden. Alles, was länger im
Netz sein soll, muss den so genannten Drei-Stufen-
Test passieren, bei dem die Rundfunkgremien prüfen,
ob das Angebot dem öffentlich-rechtlichen Auftrag
entspricht. Internetangebote wie „tagesschau.de“ ha-
ben diesen Test bestanden und sind somit gesetzlich
einwandfrei legitimiert. Dass die Tageszeitungsverle-
ger dagegen klagen, verwundert nicht, macht es aber
noch lange nicht rechtens. Denn bei der App handelt
es sich keinesfalls um ein neues Angebot, das geprüft
werden muss, sondern um nichts weiter als die Um-
setzung der „tagesschau.de“-Inhalte für mobile Platt-
formen wie Smartphones oder Tablets.

Wenn die Öffentlich-Rechtlichen das nicht mehr
dürfen und sich auch noch in ihrem Markenkern –
der Informationsvermittlung – freiwillig beschneiden,
müssen sie sich nicht wundern, wenn die Akzeptanz
öffentlich-rechtlicher Inhalte immer stärker leidet.
Gerade das Internet bietet dieMöglichkeit, den Gebüh-
renzahlern einen spürbaren Mehrwert zu liefern. Das
sollten sich die Intendantinnen und Intendanten wie-
der bewusst machen. Stephan Kolbe n

Appgedreht
Zurück in die Zukunft mit öffentlich-rechtlichen Onlineangeboten

KOLUMNE

➧ Stephan Kolbe

Stephan Kolbe ist
Koordinator für Medienpolitik
beim ver.di-Bundesvorstand
sowie freier Redakteur.
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Es war eine angekündigte Fusion. Bereits Ende 2009
hatten die Münchner Finanzinvestoren Peter Löw
und Martin Vorderwühlbecke die deutschsprachige
Tochter der amerikanischen Associated Press (AP)
übernommen – zusätzlich zu ihrer Agentur ddp. Nach
der Umbenennung in dapd begann erst einmal ein ri-
goroser Personalabbau. Der Schweizer AP-Dienst ver-
schwand. Auch in Deutschland wurden zahlreiche
Stellen gestrichen. Vor allem der Frankfurter Standort
musste bluten. Neben freien Pauschalisten traf es vor
allem Beschäftigte aus Bildredaktion und Technik. Es
hagelte betriebsbedingte Kündigungen. „Wer die an-
gebotenen Alternativjobs in Hamburg oder Berlin nicht
akzeptierte, wurde per Abfindung aus dem Betrieb ge-
drängt“, berichtet ManfredMoos, der zuständige ver.di-
Landesfachbereichsleiter in Hessen. Sein düsteres Fa-
zit: „Die alte AP in Frankfurt am Main existiert fak-
tisch nicht mehr.“

Der Konkurrenzdruck auf dem deutschen Nachrichtenagenturen-Markt
nimmt an Schärfe zu. 18 Monate nach der Fusion von ddp und der deutschen AP
zur neuen Agentur dapd gerät Marktführer dpa immer stärker unter Druck.
Der Aufstieg des dapd zur zweiten Vollagentur geht einher mit einer aggressiven
Geschäftspolitik und juristischen Scharmützeln um staatliche Aufträge.

Von Günter Herkel

Die Fusion von ddpmit der deutschen AP hat eine
spezifische medienhistorische Note. Denn ddp ent-
stand 1971 aus der deutschen Tochter von UPI, einer
früheren AP-Konkurrentin. Später gehörte ddp unter
anderem zum Imperium des einstigen Medienzars Leo
Kirch. In dieser Phase schluckte man 1992 ADN, die
ehemalige staatliche Nachrichtenagentur der DDR.
Seit 2004 im Besitz der Beteiligungsgesellschaft Ar-
ques, übernahmen Anfang 2009 die beiden früheren
Arques-Vorstandsmitglieder Löw und Vorderwühl-
becke die Agentur. Die Restbestände der einst so stol-
zen UPI gingen im Jahr 2000 in den Besitz der berüch-
tigten Moon-Sekte über.

Fusionsprojekt bislang wirtschaftlich erfolgreich.
Das Wachstum des dapd kann sich sehen lassen. Be-
trugen die Umsätze im Jahr der Fusion noch beschei-
dene 13,5 Millionen Euro, so hat sich dieser Wert
2011 nach Angaben der Gesellschafter mit einem An-
stieg auf 31,7 Millionen Euro innerhalb von nur zwei
Jahren mehr als verdoppelt. Und auch in Zukunft soll
geklotzt, nicht gekleckert werden: Zielvorgabe für
2012 ist ein Umsatz von 50 Millionen Euro und mehr.
Gleichzeitig ist die Anzahl der Mitarbeiter von 2009
bis 2011 von 269 auf 515 gestiegen. Das gewerkschaft-
liche Ziel, bei allen Agenturen tarifvertragliche Min-
destbedingungen zu vereinbaren, wurde bislang ver-
fehlt. Das liegt nicht zuletzt am vergleichsweise gerin-
gen Organisationsgrad der Belegschaft. Bereits bei der
Übernahme mussten die damaligen ddp-Beschäftig-
ten beträchtliche materielle Einbußen hinnehmen.
Einen Tarifvertrag besitzen sie bis heute nicht. Nur die
früheren AP-Mitarbeiter konnten ihre besseren tarif-
lichen Konditionen im Rahmen von Bestandsschutz-
verhandlungen in die Fusion hinüberretten. „Ansons-
ten ist der frühere AP-Tarifvertrag Makulatur, obgleich
er nie ordentlich gekündigt wurde“, sagt Manfred
Moos. Viele müssen sich mit Dumpinglöhnen abfin-

Schärfere Töne
am Nachrichtenticker

Die beiden Eigentumer der
Nachrichtenagentur dapd,
Martin Vorderwühlbecke
(rechts) und Peter Löw auf
einer Pressekonferenz 2011

Fo
to
:d

pa
/S

te
ph

an
ie

Pi
lic
k

M02_2012_DRUCK_M_MENSCHEN-MACHEN-MEDIEN 11.03.12 17:36 Seite 6



TITEL

den, bei der Personalauswahl gelte das Prinzip der
„Nasenpolitik“. Ein für Februar angekündigter „Sozi-
alreport“ über die Arbeitsplatzentwicklung in der
Agentur lässt noch auf sich warten. Nach Auskunft
von dapd-Pressesprecher Wolfgang Zehrt soll er aber
im Frühjahr erscheinen.

Wer Dumping-Löhne zahlt, kann auch mit Dum-
ping-Preisen in denWettbewerb eingreifen. Ein Wett-
bewerb, der angesichts tendenziell sinkender Margen
immer härter geführt wird. Das Geschäft mit den
Printmedien ist gesättigt bis rezessiv, die noch in den
neunziger Jahren dank des Privatfunks expandierende
Kundschaft stagniert. Um die Umsätze zu steigern
oder wenigsten zu halten, buhlen die Agenturen mit
neuen Diensten und Dienstleistungen um neue Kun-
den. Zugleich schlägt die Stunde der Controller. Da
hat ein Newcomer wie dapd manche Vorteile, auf die
seine Besitzer auch unablässig verweisen. „Wir haben
die bessere Kostenstruktur, weniger Overhead, schlan-
kere Strukturen, keine Altlasten aus Pensionen, etc.“,
triumphierte unlängst dapd-Vorstand Vorderwühlb-
ecke im Branchendienst „Meedia“. Und setzt provo-
zierend mit Blick auf Marktführer dpa hinzu: „Wir
sind eben keine alte Behörde.“

Nach Umzug und WAZ-Verlust in roten Zahlen. Die
Deutsche Presseagentur (dpa) hatte 2010 das größte
Projekt in ihrer gut 60jährigen Unternehmensge-
schichte zu stemmen: die Bündelung ihrer bislang auf
Hamburg, Frankfurt/M. und Berlin verteilten Zentral-
redaktionen in der deutschen Hauptstadt. Seit Sep-
tember 2010 arbeitet die Redaktion in einem 2.200
Quadratmeter messenden Großraumbüro im alten
Berliner Zeitungsviertel. Wegen der räumlichen Nähe
zum Axel Springer Verlag stellte der Tagesspiegel vorü-
bergehend die Unabhängigkeit der Agentur in Frage.
Mittlerweile haben sich die Wogen geglättet. 200 Mit-
arbeiter waren vom Umzug betroffen, 64 davon ka-

men nicht mit in die Hauptstadt. Eine Form des kal-
ten Personalabbaus, denn gut die Hälfte dieser Stellen
wurde seinerzeit nicht wieder besetzt. Die Zentralisie-
rung habe es ermöglicht, „Parallelstrukturen abzu-
schaffen“, sagte damals der Ende 2009 von Spiegel-On-
line auf den dpa-Chefredakteursessel gewechselte
Wolfgang Büchner. Rund vier Monate dauerte der
Umzug, er soll dpa einen mittleren zweistelligen Mil-
lionenbetrag gekostet haben. Trotz verringertem Per-
sonal erwirtschaftete die dpa im Jahr des Umzugs erst-
mals in ihrer Geschichte rote Zahlen. Der Fehlbetrag
von 3,8 Millionen Euro ist allerdings nicht allein auf
Standortwechsel und Umzugskosten zurückzuführen.
In der Bilanz 2009 schlug auch der Verlust des Groß-
kunden WAZ negativ zu Buche. Das Umsatzminus
von 4,1 Prozent entsprach ziemlich genau den drei
Millionen, die die Essener WAZ-Gruppe bis Ende 2008
eingebracht hatte. Vorübergehend sah es so aus, als
müsse dpa einen Dominoeffekt fürchten. Auch die
Rheinische Post kündigte zunächst das dpa-Abo, und
die Hessisch-Niedersächsische Allgemeine (HNA) ver-
zichtete im Sommer 2009 „probeweise“ sechs Wo-
chen lang auf dpa. Beide sind mittlerweile als Kunden
zurückgekehrt. „Es geht ohne dpa, aber mit dpa geht
es noch besser“, resümierte HNA-Chefredakteur Horst
Seidenfaden nach dem Testlauf.

Modernisierungsschub.Unter dem neuen dpa-Chef-
redakteur Wolfgang Büchner erlebt die Agentur einen
beachtlichen Modernisierungsschub. Im Rahmen des
Projekts „Pro Inland“ wurden im vergangenen Jahr
sieben „Regio-Desks“ in Hamburg, Hannover, Berlin,
Düsseldorf, Frankfurt/M., München und Stuttgart auf-
gebaut. Parallel dazu erfolgt der Aufbau von dpa-
news.de – ein Kundenportal, auf dem neben der Start-
seite mit den bundesweiten Top-Themen auch alle
zwölf dpa-Landesdienste mit eigenen Nachrichtensei-
ten vertreten sind, darüber hinaus auch die zentralen
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Die dpa-Zentralredaktion mit
dem modernen Newsroom
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➧ dapd: Zweite nationale
Vollagentur

Seit dem 1. August 2011
liefert dapd ein Komplett-
angebot auch in der Sport-
berichterstattung. Damit
schloss die Agentur eine
Versorgungslücke und egali-
sierte den entsprechenden
Vorsprung von dpa.
Seitdem gilt dapd als zweite
nationale Vollagentur.Wie
Marktführer dpa liefert er
Nachrichten aus den klassi-
schen Ressorts Politik,Wirt-
schaft, Vermischtes, Unter-
haltung und Sport, national
wie international. Im Inland
stützt sich dapd vor allem
auf ein starkes Angebot
regionaler Landesdienste.
Neben Text, Bild und Grafik
sind umfangreiche AV-Bei-
träge mittlerweile selbstver-
ständlich. Zusätzliche Umsät-
ze erzielen Töchter wie ddp
images etwa durch Einzel-
bildvermarktung und ddp di-
rect mit PR-Dienstleistungen.

M02_2012_DRUCK_M_MENSCHEN-MACHEN-MEDIEN 11.03.12 17:36 Seite 7



8 M 2.2012

TITEL

Ressorts des dpa-Basisdienstes. Stolz ist die Agentur
auf die Einbindung dialogischer Elemente in die Kun-
denkommunikation. Beispiel Rückkanal: Kunden und
ihre Mitarbeiter können über Kommentarfunktionen
Themen anregen oder Rechercheanfragen direkt in
den zentralen Berliner Newsroom und an die sieben
Regio-Desks schicken. Der Siegeszug der Philosophie
sozialer Netzwerke macht eben auch vor den Agentu-
ren nicht Halt.

Zunächst zahlte sich dieser Reformeifer nicht aus.
2010 verbuchte dpa erneut einen Fehlbetrag von 5,2
Millionen Euro sowie ein Umsatzminus von 2,7 Pro-
zent. Für das zurückliegende Jahr 2011 erwarte man
zwar „keine große schwarze Zahl, aber eine schwarze
Zahl“, verriet dpa-Geschäftsführer Michael Segbers
Anfang des Jahres dem „kressreport“. Näheres dürfte
man erst auf der Bilanz-PK Mitte des Jahres erfahren.

Ende Januar begannen bei der dpa die Tarifver-
handlungen. Die Geschäftsführung hatte zuvor den
Manteltarifvertrag gekündigt, um für Neueinstellun-
gen deutlich abgesenkte Tarifbedingungen durchzu-
setzen. ver.di ist mit einer Forderung von 4 % Tarifer-
höhung in die Runde gegangen und hat eine Ver-
schlechterung des Manteltarifvertrages strikt abge-
lehnt. Eine Spaltung der Belegschaften und
unterschiedliche Tarifniveaus innerhalb der dpa
GmbH werde von ver.di nicht hingenommen. Am 6.
März hat die zweite Verhandlungsrunde eine deutli-
che Annäherung ergeben und es zeichnet sich, ähn-
lich wie in der Tarifrunde für Zeitungen im Sommer
2011, ein Erhalt des Manteltarifs bei mäßigen Tarifer-
höhungen von 1,5% und insgesamt 400 Euro Einmal-
zahlungen für die kommenden zwei Jahre ab. Eine
dritte Tarifrunde wurde für den 21. März angesetzt,
mit dem Ziel zu einem Tarifergebnis zu kommen. Und
nur kurze Zeit später, am 5. April, werden auch die
Tarifverhandlungen für die bisher noch tarifungebun-
denen Tochterunternehmen der dpa fortgeführt. Für
sie will ver.di erstmals Gehaltserhöhungen und eine
Verbesserung von wesentlichen Basisregelungen wie
Urlaubsdauer, Zuschläge für besondere Arbeitszeiten
und Altersversorgung erreichen.

Politik der Provokationen. Schon bei der Übernah-
me des ddp durch die beiden Finanzinvestoren Löw
und Vorderwühlbecke deutete sich an, dass künftig
beim Kampf um Marktpositionen deutlich schärfere
Töne angeschlagen würden. „Wir haben einen ange-
schlagenen Monopolisten, und wir versuchen nun
so’n bisschen wie Francis Drake gegen die Armada
durch Mobilität, Innovation und gute qualitätsvolle
Arbeit Marktanteile zu erobern“, drohte Löw seinerzeit.
Der Vorwurf an die dpa, ihre Kundenverträge enthiel-
ten „sittenwidrige Vertragslaufzeiten mit rechtswidri-
gen Verlängerungslaufzeiten“, musste als regelrechte
Kampfansage gedeutet werden. Dazu passte auch die
Aussage der neuen Eigner, man wolle dpa tendenziell
„überflüssig machen“. Der juristische Streit um die
Frage, ob Marktführer dpa seine angebliche „Mono-
polstellung“ mit wettbewerbswidrigen Methoden
missbrauche, wurde erst vor einem Jahr beigelegt. Die
dpa zog Ende März 2011 eine entsprechende Klage zu-
rück, nachdem Löw vor dem Landgericht Berlin den
Vorwurf desMonopolmissbrauchs fallen gelassen hatte.

Tatsächlich hat dapd seit der Fusion bei der Kun-
denakquise mächtig zugelegt. Zwar versorgt dpa trotz
des Absprungs der WAZ-Gruppe immer noch 96 Pro-

zent aller publizistischen Einheiten auf dem Tages-
pressemarkt. Aber auch der Hauptwettbewerber er-
reicht mittlerweile nach eigenen Angaben 80 Prozent
der Tageszeitungen und mehr als 90 Prozent aller ta-
gesaktuellen Medien. Mit Kampfpreisen versucht
dapd, dem lange Zeit übermächtigen Marktführer das
Wasser abzugraben. Da bei den klassischen Medien
kaum noch Wachstumspotential vorhanden ist, ver-
lagert sich der Wettbewerb mehr und mehr auf das
„Nicht-Medien“-Geschäft. Bei dpa liegt der Geschäfts-
anteil mit dieser Kundengruppe bereits bei einem
Viertel des Gesamtumsatzes, bei steigender Tendenz.
Das jüngste Produkt dieser Kategorie heißt „dpa In-
sight EU“ – ein Dienst, der aus Brüssel über Entschei-
dungsvorgänge in der Europäischen Union berichtet
und vor allem an Unternehmen, Verbände, Parlamen-
te und Regierungen gerichtet ist.

Auswärtiges Amt entzieht Auftrag. Aber auch auf
diesem Gebiet muss die dpa ihre einst unangefochte-
ne Platzhirschposition verteidigen. Im Dezember
2011 erlitt die Agentur einen herben Rückschlag, als
sie einen langjährigen Vertrag des Auswärtigen Amtes
an den Konkurrenten dapd verlor. Bestandteil dieses
Auftrags ist die Versorgung des Ministeriums und der
deutschen Botschaften mit Informationen aus dem
In- und Ausland. Auf Betreiben der dapd wurde dieser
Auftrag 2010 erstmals ausgeschrieben. Prompt bekam

sie den Zuschlag. Hauptentscheidungskriterium für
die Neuvergabe sei offenbar das „finanziell deutlich
günstigere Angebot“ gewesen, wie dapd selbst in einer
Pressemitteilung schrieb. Die dpa will sich mit dem
Verlust des lukrativen Auftrags nicht abfinden. Zwar
scheiterte sie zunächst vor dem Bundeskartellamt mit
einem Nachprüfungsantrag gegen die Entscheidung
der Bundesregierung. „Der Preis musste … im Rahmen
des ersten Nachprüfungsverfahrens mit 50 % in die
Auswertung der Angebote einfließen“, heißt es in ei-
nem Schreiben des Pressereferats des Auswärtigen Am-
tes. Mit einer Klage vor dem Oberlandesgericht in
Düsseldorf geht der Streit jedoch in die nächste Run-
de. Ob man im Ernst mit einer Korrektur der Entschei-
dung rechne? „Wenn wir der Ansicht gewesen wären,

Die neuen Arbeitsplätze
bei dpa – seit 2010 im

Berliner Zeitungsviertel

➧ Deutscher Agenturmarkt
in Kürze

Nach der Fusion von ddp
mit der deutschsprachigen
AP zur Nachrichtenagentur
dapd wetteifern vier
Komplettanbieter mit umfas-
senden deutschsprachigen
Diensten um die Gunst
ihrer Kunden.

Marktführer dpa basiert auf
dem Solidaritätsprinzip.
Ihre 191 Gesellschafter sind
Medienunternehmen von
Print bis Rundfunk. Jeder
Gesellschafter hält maximal
1,5 Prozent des Stammkapi-
tals von 16,4 Millionen Euro.

Zum Quartett der Großen
gehören auch AFP und
Thomson Reuters.
Letzterer ist spezialisiert auf
Wirtschaftsnews, 62 Prozent
der deutschen Zeitungs-
verlage nutzen die Dienste
der Agentur.

Daneben tummeln sich
die beiden kirchlichen
Unternehmen Katholische
Nachrichten-Agentur
(KNA) und der Evangeli-
sche Pressedienst (epd).
Die KNA beliefert etwa
50 Tageszeitungen, epd
führt zwei Drittel der Tages-
zeitungen sowie den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk als
Kunden.
Schwerpunkte der Bericht-
erstattung sind kirchenrele-
vante Themen wie Soziales
und Entwicklungspolitik,
aber auch Medien.
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die Sache sei aussichtslos, hätten wir diesen Schritt
nicht unternommen“, sagt dpa-Sprecher Christian
Röwekamp. dapd-Sprecher Zehrt mochte auf Anfrage
zum laufenden Verfahren nichts sagen. Zur Begrün-
dung der Klage führt die dpa an, ein „wesentliches
Element“ des Auftrags sei es, „ein Gegengewicht zu den
internationalen Nachrichtenagenturen zu etablieren“.
Dies könne dapd jedoch nicht leisten, da er seine in-
ternationale Berichterstattung „großteils durch das
Übersetzen von Texten der größten Nachrichtenagen-
tur in den USA“ bestreite. Der Wink mit dem Zaun-
pfahl auf dapd-Kooperationspartner AP löste bei der
Gegenseite helle Empörung aus. „Sie stufen damit alle
Redakteure unserer Auslandsredaktion auf das Niveau
von Übersetzern herab und diskreditieren unsere Ar-
beit als unjournalistisch“, echauffierte sich dapd-Aus-
landschef André Unzulis in einem Offenen Brief an
dpa-Geschäftsführer Michael Segbers. Eine „derartige
Diskreditierung von Journalistenkollegen sei „unred-
lich“ und „menschlich enttäuschend“. Aus der Politik
gab es indes manche kritische Stimme. NRW-Medien-
minister Marc Jan Eumann nannte das Vorgehen des
Auswärtigen Amtes schlicht eine „marktliberale Fehl-
entscheidung“ (siehe Interview S. 10).

Gleich zu Beginn des neuen Jahres landete dapd
einen weiteren Coup. Ab dem Geschäftsjahr 2012 er-
höhte das Bundespresseamt die Zahlungen an die Fu-
sionsagentur um rund eine Million Euro, eine Aufsto-

ckung des Budgets um satte 150 Prozent. Begründet
wurde dieser nicht von jedermann nachvollziehbare
großzügige Zuwachs mit dem „ausgeweiteten Leis-
tungsangebot“ von dapd.

Umstrittene Gesellschaftskonstruktion bei AFP.
Unter den restlichen in Deutschland vertretenen
Agenturen nimmt die französische Agence France
Presse (AFP) für sich eine globale Führungsrolle in An-
spruch. Laut eigener Homepage erreicht sie über ihre
Abonnenten in Deutschland „über 65 Prozent der Ta-
geszeitungsleser“, rund 75 Prozent aller Konsumenten
von Radio- und TV-Nachrichten sowie „die komplette
TopTen der informationsorientiertenWebportale. Wie
AP und Reuters verfügt sie über ein weltweites Korres-

pondentennetz – nach eigenen Angaben 2.900 Mitar-
beiter in 165 Ländern, darunter 1.400 Festangestellte
und 700 Pauschalisten. Die deutsche Tochter von AFP
erlitt im vergangenen Jahr einen leichten Umsatz-
knick um 0,7 Prozent auf 7,4 Millionen Euro.

Umstritten ist AFP wegen ihrer Gesellschaftskon-
struktion, die an den öffentlich-rechtlichen Status
deutscher Rundfunkanstalten erinnert. Aber nur ent-
fernt. Wettbewerber monieren seit langem eine starke
Abhängigkeit der Agentur vom französischen Staat.
Das bezieht sich nicht in erster Linie auf die Präsenz
von drei Regierungsvertretern im Vorstand. 40,5 Pro-
zent der Gesamteinnahmen – ca. 115 Mio. von 284
Mio. Euro des 2011 erzielten Jahresumsatzes – stam-
men aus Abos staatlicher Einrichtungen. Gegen diese
Form versteckter staatlicher Subventionierung hatte
dapd 2010 eine Wettbewerbsbeschwerde bei der EU-
Kommission eingereicht. Vor dem Hintergrund dieser
Klage wird in der französischen Nationalversamm-
lung derzeit über die gesetzliche Erweiterung des AFP-
Statuts von 1957 beraten. Ende Januar 2012 beschloss
die Erste Kammer eine Gesetzesänderung, die laut
AFP einen „zukunftsgerichteten und entschiedenen
Schritt nach vorn auf dem Weg zur Klärung der Fi-
nanzbeziehungen zwischen dem französischen Staat
und der AFP“ markieren soll. Tatsächlich wird Artikel
13 des Gesellschaftsstatuts der Agentur um einen
Passus ergänzt, der erlaubt, dass „der Staat die Netto-
kosten finanziell ausgleicht, die aus der Erfüllung des
Auftrags im Interesse des Gemeinwohls entstehen“.
Finanzielle Entschädigung für die Erfüllung eines ge-
meinnützigen Auftrags? Wohl eher ein gewundenes
Bekenntnis zur Fortsetzung einer indirekten Staats-
subvention, finden die Konkurrenten. An der wettbe-
werbswidrigen Position von AFP auf dem deutschen
Markt werde sich nichts Wesentliches verändern.

Aufsteiger dapd kämpft jedoch nicht nur juris-
tisch gegen den ungeliebten Wettbewerber aus Frank-
reich. Mitte 2011 übernahm man die französische
Fotoagentur Sipa Press von der Mediengruppe Sud
Communication. Die angesehene SIPA Press liefert
täglich 6.000 Fotos in mehr als 40 Länder. Laut Mit-
inhaber Martin Vorderwühlbecke eine „strategische
Investition“ in den Ausbau eines „europäischen Netz-
werks“, der weitere Schritte zum Aufbau einer „kom-
pletten Agentur in Frankreich“ folgen würden. Eine
klare Kampfansage an AFP. Als äußerst unfreund-
lichen Akt begreift AFP auch die systematische Abwer-
bung von Führungspersonal des Sportinformations-
dienstes SID, seit 1997 im Besitz der Franzosen. Bin-
nen weniger Tage wechselten Mitte Januar Geschäfts-
führer Michael Cremer, Chefredakteur Timon
Saatmann und Vertriebsleiter Oliver Hamann von der
AFP-Tochter SID zum dapd. Bereits in den Monaten
zuvor war ein Dutzend SID-Journalisten zum erst Au-
gust 2011 etablierten dapd-Sportdienst übergelaufen.
Die Franzosen reagierten gereizt. Man habe den Ein-
druck, schrieb AFP-Chef Emmanuel Hoog in einem
Brief an Vorderwühlbecke, der einzige Zweck der
dapd-Aktivitäten sei es, „uns und unseren Töchtern
in Deutschland und anderswo Schaden zuzufügen“.
Auch die Enttäuschung der dapd-Aktionäre über das
Scheitern einer kompletten Übernahme der SID KG
rechtfertige ein solches Vorgehen nicht. AFP behalte
sich rechtliche Schritte vor „gegen alle weiteren Ob-
struktionsversuche gegen unsere Aktivitäten in
Deutschland oder anderswo“. n

TITEL

➧ Gehaltserhöhung
bei Reuters

In den Verhandlungen über
einen neuen Gehaltstarif-
vertrag für die rund 130
Beschäftigten bei der Nach-
richtenagentur Thomson
Reuters Deutschland haben
Chefredaktion und die Tarif-
kommission von ver.di/dju
und DJV am 7. März ein
Verhandlungsergebnis er-
zielt.

Da bei Thomson Reuters die
Tariferhöhungen auch an
Leistungsbeurteilungen ge-
koppelt sind, gibt es keine
einheitliche Erhöhung der
Gehälter. Als tabellenwirk-
same Mindesterhöhung
wurden bei einer Laufzeit
von zwölf Monaten 1,4 Pro-
zent vereinbart. Für den
weitaus größten Teil der Be-
legschaft gibt es aber eine
höhere Gehaltssteigerung
von 2,6 Prozent, für Kolle-
ginnen und Kollegen mit
sehr guter oder herausra-
gender Beurteilung sogar
4,5 bzw. 6,5 Prozent.
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Ärger gibt es auch weiterhin um das Modell von AFP, die
ja ihre Einnahmen zu über 40 Prozent indirekt von staat-
licher Seite bezieht. Ist das nicht ein klarer Fall von un-
lauterem Wettbewerb?

Beim französischen Beispiel handelt es sich nicht um
direkte Subventionen. Der französische Staat ist Be-
zieher von AFP-Leistungen, und zwar sicher in größe-
rem Maße als das etwa in Deutschland der Fall ist.
Grundsätzlich gilt: Dadurch, dass staatliche Institutio-
nen Leistungen einer Agentur beziehen, ist deren Un-
abhängigkeit nicht automatisch in Frage gestellt. Bei
AFP verhält es sich mit Blick auf die Gremienstruktur
auch noch mal anders. In Deutschland gibt es im gu-
ten Sinne eine klare Trennung. Aber ich sehe schon
eine Verantwortung der Gesellschaft und damit auch
ihrer Akteure, zu schauen: Funktioniert das Wasser-
werk der Demokratie? Saubere Informationen sind die
Grundlage für jedes demokratische Gemeinwesen,
und da sind natürlich auch der Blick von außen und
der Blick auf das, was in der Welt passiert, ganz ent-
scheidend.

Der SPD-Fraktionsvorsitzende im Deutschen Bundestag,
Frank-Walter Steinmeiner, schlug vor zweieinhalb Jahren
ein Stiftungsmodell für dpa vor. Was halten Sie davon?

Es ist offensichtlich, dass das bisherige Geschäfts-
modell des Journalismus nicht mehr funktioniert.
Auflagen und Anzeigengeschäft gehen zurück. Hun-
dert Jahre lang galt die Faustregel: Zwei Drittel Wer-
beerlöse, ein Drittel Vertrieb. Inzwischen erzielen die
Tageszeitungen mehr Erlöse im Vertrieb als im Anzei-
gengeschäft. Die wichtigsten Gesellschafter von dpa
sind Zeitungsverlage, und Steinmeier hat zu einem
sehr frühen Zeitpunkt eine Diskussion darüber ange-
stoßen, welche Instrumente wir als Gesellschaft brau-
chen, damit es auch künftig noch Journalismus gibt,

Auswärtiges Amt regelt seine Nachrichtenversorgung neu –
der Preis war offenbar das ausschlaggebende Kriterium

Marktliberale
Fehlentscheidung

Die dpa klagt gegen die Entscheidung des Auswärtigen
Amts, den Vertrag über Nachrichtenversorgung an den
Konkurrenten dapd zu vergeben. Ist dpa ein schlechter
Verlierer?

Marc Jan Eumann: Im Gegenteil. Es geht um die Frage,
wie der Auftrag, den das Auswärtige Amt vergibt, aus-
geführt werden kann. Die dpa ist die einzige Agentur
in Deutschland, die über ein umfassendes internatio-
nales Korrespondentennetz verfügt. Ich finde, sie hat
gute Gründe, sehr deutlich zu machen, dass der Preis
nicht das ausschlaggebende Kriterium sein kann, um
diesen Auftrag angemessen zu erfüllen. Wir können
froh sein, dass es in Deutschland einen Wettbewerb
zwischen verschieden großen Agenturen gibt. Das ist
in vielen anderen Ländern ganz anders, da gibt es in
der Regel nur eine Agentur.

Sie halten das Vorgehen des Auswärtigen Amts für eine
„marktliberale Fehlentscheidung“? Wieso?

Natürlich ist es extrem aufwändig und kostspielig, ein
solches Korrespondentennetz aufrechtzuerhalten.
Aber es stellt auch einen hohen Wert für die journa-
listische Vielfalt dar. Bleibt es bei dieser Entscheidung,
kann die dpa nur unter größten Mühen die Qualität
des Angebots auch mit Blick auf die fremdsprachigen
Nachrichten, etwa auf die spanischen, aufrechterhal-
ten. Mein Vorwurf gegenüber dem Auswärtigen Amt
lautet: Man hätte andere Kriterien definieren müssen.
Es käme schließlich auch niemand auf die Idee, die
Arbeit der Goethe-Institute mit Blick auf die kulturel-
len Beziehungen einzustellen, weil das Angebot des
Institut Francais möglicherweise kostengünstiger ist.
Die doppelte Aufgabe, Informationen zu liefern, aber
dabei immer die deutsche Perspektive beizubehalten,
lässt sich nicht erfüllen, wenn man überhaupt keinen
Bezug hat zu diesem Land. Aus diesem Grund kritisie-
re ich die Entscheidung als marktliberal.

Es fällt auf, dass gleichzeitig auch das Bundespresseamt
seine Zahlungen an dapd um eine Million Euro aufge-
stockt hat?

Auch diesen Vorgang verfolge ich mit großem Inter-
esse. Mir erscheint nicht ganz einsichtig, inwieweit
dies durch eine Qualitätssteigerung begründet ist. Der
Zusammenschluss von ddp und dem inländischen
Dienst von AP hat nach meinen Erkenntnissen bis-
lang nicht zu einer großen Angebotserweiterung ge-
führt.

Interview mit Marc Jan
Eumann, Staatsminister für
Bundesangelegenheiten,
Europa und Medien
in Nordrhein-Westfalen,
und Vorsitzender der
Medienkommission des
SPD-Parteivorstands
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IMUK-Chef Frank-Michael
Müller blieb wenig Zeit
Innovationen umzusetzen

Gerade einmal vor eineinhalb Jahren, am 1. Oktober
2010, bündelte die „Hubert Burda Media“ ihre „Me-
dienwirkungsforschung“ und die „Lesermarktstudien“
in einer eigenen gemeinsamen Gesellschaft, in der
IMUK. Burda-Vorstand PhilippWelte damals: „In dem
immer härteren intermediären Wettbewerb müssen
wir uns darauf konzentrieren, Relevanz und Wirkung
unserer Zeitschriften nachhaltig nachzuweisen.“

Bis zum Oktober 2010 erschienen regelmäßig bei
Burda die beiden großen Markt-Media-Studien „Typo-
logie der Wünsche“ (TdW) und „Communication
Networks“ (CN), die „für die strategische Mediapla-
nung von Medienunternehmen, Agenturen undWer-
bung treibender Wirtschaft zählen“ (Hubert Burda
Media). Sprich: Welche Wirtschaftsprodukte passen
mit ihren Anzeigen am besten zu welcher Leser-
schicht und umgekehrt. Diese beiden Media-Analysen
wurden nun in dem neuen Institut IMUK zusammen-
gelegt. Synergien sollten genutzt, neue Geschäftsfel-
der entwickelt werden. Damit sollten „zukünftige
Markttrends oder Einblicke in die Gedanken- und Me-
diennutzungswelt der Konsumenten“ erfasst werden,
um „wichtige Erkenntnisse für Werbeplaner und Mar-
ketingentscheider“ zu liefern, so die IMUK-Eigen-
anforderung in einer Stellenausschreibung für einen
Praktikumsplatz.

Chef wurde das Burda-Urgestein Frank Michael
Müller. Der ehemalige Anzeigenleiter und dann Focus-
Geschäftsführer sei, so Burda-VorstandWelte „prädes-
tiniert für diese innovative Aufgabe an einem der
schwierigsten Frontverläufe unserer Branche.“ Oben-
drein war Müller bis zum November vergangenen Jah-

res beim Verband Deutscher Zeitschriftenverleger
(VDZ, Präsident Hubert Burda) Sprecher des Presse-
markt Anzeigen (PAM).

Neben den üblichen Media- und Leseranalysen
schmückte das „Angebots-Portfolio des IMUK“ der
„RFID-Test“. RFID (radio-frequency-identification) liefert
„Ergebnisse zur Zeitschriftennutzung auf Doppelsei-
tenebene“. Jede Doppelseite einer Zeitschrift wird mit
einem RFID-Tag geklebt und ein eigens dazu entwickel-
ter Reader misst dann das individuelle Leseverhalten:
Wer der Befragten wann, wie lange und wie oft welche
Seite aufgeschlagen hat. Ein System, das rein tech-
nisch leicht mit den Daten der einzelnen Abonnenten
gekoppelt und weiterentwickelt werden könnte.

Doch Müller plante, mit dem Institut nicht nur
exklusiv für den Burda-Verlag tätig zu werden, son-
dern er wollte höher hinaus, hatte das Ziel, die Diens-
te des IMUK auch anderen Verlagen und Kunden an-
zubieten. Es solle, so Müller, „ein Signal an die Bran-
che und an andere Medienhäuser gesendet werden:
Wenn ihr Interesse an diesen Tools habt, könnt ihr
euch beteiligen. Ihr könnt aber auch ganz normale
Auftraggeber dieses Instituts werden.“

Mitte November 2011 war es dann soweit. Am
Rande der VDZ-Zeitschriftentage in Berlin wurde die
Große Koalition der Mächtigen im Zeitschriftenbe-
reich bekannt: Burda, Springer, Bauer und Gruner
+Jahr werden zukünftig eine gemeinsame große
Markt-Media-Studie herausbringen: „Best 4 Planning“.
Und eine Kleine Koalition aus Andreas Schilling (Bur-
da) und Stan Sugarman (G+J) lösten Müller als Spre-
cher der PAM ab. VDZ-Mitteilung: „Frank-Michael
Müller will sich in Zukunft voll auf seine Aufgaben
bei der IMUK konzentrieren.“

Viel Zeit blieb ihm nicht mehr, denn wohl drei
von den vier Verlagsgiganten empfanden die Nähe
des IMUK zu Burda als zu stark. Ein neutrales Markt-
forschungsinstitut wird nun gesucht, IMUK geschlos-
sen. Müller und die übrigen Arbeitsplätze werden bei
Burda gestrichen. Wulf Beleites n

MEDIEN + GESELLSCHAFT

und zwar staatsfern, unabhängig, kritisch. Und da ist
Stiftung ein Prinzip.

Welche konkreten Modelle wären denkbar?

In den USA und Großbritannien gibt es Stiftungen,
die journalistische Recherchen bezahlen, deren Ergeb-
nisse dann kostenlos an Zeitungen abgegeben wer-
den, um bestimmte Qualitätsstandards zu sichern.
Wir merken, dass Verlage und Redaktionen immer we-
niger Budgets haben, um intensiv zu recherchieren.
In der NRW-Landesregierung gibt es daher Überlegun-
gen, Recherchestipendien zu etablieren, natürlich
staatsfern und unabhängig.

Überlebt Qualitätsjournalismus nur mit öffentlicher Hilfe?

Die Debatte darüber, wie wir in Zukunft Journalismus
finanzieren, ist wichtig. Stiftungen können das Ge-
schäftsmodell von Verlagen nicht ersetzen, aber an
bestimmten Punkten ergänzen. Wie kann man auf
dem kompetitiven Medienmarkt kooperieren, etwa
auch zwischen öffentlich-rechtlichem Rundfunk und
den Verlagen? Nicht auf journalistischem Feld, son-
dern in den Infrastrukturen. Auch das Genossen-
schaftsmodell der taz ist eine Antwort. In der Schweiz
gibt es interessante Initiativen. Dazu gehört auch der
Stolz vieler Schweizer, Aktien der Neuen Zürcher Zei-
tung zu halten, als Vielfaltsbeitrag, ohne jemals eine
Rendite daraus zu erzielen. Es liegt im Interesse aller
Akteure, dass es weiterhin einen funktionierenden
Qualitätsjournalismus in Deutschland gibt.

Das Gespräch führte Günter Herkel n
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Neuer Frontverlauf bei Media-Forschung
Burda schließt sein Marktforschungsinstitut IMUK

Anfang des Jahres waren es noch 4.044 Followers, denen die „Hubert Burda Media“
auf Facebook gefiel. Mittlerweile dürfte sich diese Zahl um zumindest neun Personen
verringert haben, denen Burda gar nicht mehr gefällt. Denn: Eine der Burda-Firmen
wird dicht gemacht, und die neun Leute müssen gehen. Der Presseverlag hat zum
1. März sein Institut für Medien- und Konsumentenforschung (IMUK) in Erding bei
München geschlossen, um fortan diesen Forschungszweig zusammen mit den anderen
Großverlagen Springer, Bauer und Gruner + Jahr zu betreiben.
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Fanatische Jugendliche
auf der rechtsextremen
Partymeile

12 M 2.2012

In der Fachwerkidylle eines gemütlichen deutschen
Städtchens knallen Springerstiefel auf dem Kopfstein-
pflaster, die Kamera schwankt im Licht der Abend-
dämmerung, folgt den Schritten zu einer Halle, in der
zu dröhnenden Rockrhythmen kahlrasierte Kerle mit
nacktem tätowiertemOberkörper Bierflaschen schwen-
kend grölen: „Blut muss fließen knüppelhageldick,
wir scheißen auf die Freiheit dieser Judenrepublik...“.
Ein Rock-Konzert der Neonazi-Szene, gefilmt mit ei-
ner Knopflochkamera von Thomas Kuban. Die Jung-
nazis heben den Arm zum Hitlergruß, brüllen „Sieg

Heil“, „Adolf Hitler steig her-
nieder und regiere Deutsch-
land wieder“.

Der Zuschauer kann
den Weg Kubans hautnah
mit verfolgen, was durch
seine verdeckte technische
Ausrüstung („ich war eine
wandelnde Kabeltrommel“)
möglich ist. Im Off spricht
der Journalist über seine
Angst vor Entdeckung trotz
Einhaltung des Dresscodes
mit „Fascho-Klamotten“ und
„absoluter Textsicherheit beim
Mitsingen“.

Angekündigt werden
solche Konzerte im Internet,
Einladerin ist auch immer
wieder die NPD-Jugend, auf
dem Weg dorthin bekommt
man an bestimmten „Check-
points“ weitere Infos zum
Veranstaltungsort wie bei
einer Schnitzeljagd.

In Ungarn, „dem Para-
dies für Rechtsrockfreunde“, finden solche Konzerte
mit Tausenden mitten in der Hauptstadt Budapest
statt, gesungen wird gegen die „Judenregierung“,
„dreckige Schwuchteln“, gerufen wird „zur Waffe“.
Musik als Einstiegsdroge in völkisches Denken wird

auch in Norditalien of-
fen auf Konzerten ge-
spielt. In Österreich
steht die Polizei zu Be-
ginn eines Konzerts im
Saal, unternimmt aber nichts und geht vor dem ersten
Lied, in dem es heisst „in Majdanek machen wir Speck
aus Juden“.

Einstiegsdroge Rechts-Rock. Der Film „Blut muss
fließen – Undercover unter Nazis“ beschränkt sich
nicht auf das heimlich gefilmte Material, sondern
klärt auch über Hintergründe und Zusammenhänge
auf. Er berichtet aus florierenden Szene-Läden und
vom Internet-Versandhandel mit CDs von „Radical“,
„Freicorps“, „Tonstörung“ oder mit T-Shirts bedruckt
mit „88“ (für „Heil Hitler“, H ist der 8. Buchstabe des
Alphabets), mit „Division 28“, Deckname der hierzu-
lande verbotenen Nazi-Gruppe „Blood and Honour“.
Ian Stuart Donaldson, Gründer von „Blood and Ho-
nour“, inzwischen verstorbener britischer Faschist,
hatte die Idee des Rechts-Rocks, mit dem Jugendliche
für die rechtsextremistische Bewegung gewonnen
werden sollten und gewonnen werden. „Häufig, bei-
spielsweise in sächsischen Kleinstädten“, sagt Kuban,
„sind solche Konzerte das einzige Freizeitangebot für
junge Leute. Da ist rechtsextreme Musik weit verbrei-
tet, gehört quasi zum Lifestyle.“ Im sächsischen Wur-
zen sei Rechtsrock unter den Jugendlichen „schon
Mainstream, das fetzt“.

Thomas Kuban ist sicher, dass diese Musik wie ei-
ne „Einstiegsdroge“ wirkt. Regisseur Peter Ohlendorf
sieht die Gefahr „der extremen Radikalisierung durch
die Musik, die Partystimmung, den Alkohol“. Kuban
und Ohlendorf sind die seit 2003 besuchten Veran-
staltungsorte nach 2007 erneut abgefahren, der Jour-
nalist in einer spektakulären Verkleidung, einer Art
„Heino“ mit blonder Perücke, Sonnenbrille, blondem
Bart. Einerseits soll und darf Kuban nicht erkannt wer-
den, die schrille Aufmachung ist aber zugleich ein
Statement. Ohlendorf: „Wir wollten ihn mit dieser
Verkleidung nicht nur unkenntlich machen, sondern
auch als Leuchtturm gestalten, als einen Hofnarren,
der die Wahrheit sagt, der ausspricht, was andere sich
nicht trauen.“ Die Sonnebrille setzt auch ein filmi-
sches Signal: Da ist einer klandestin unterwegs wie ein
Agent. Jugendliche wird dieses cineastische Stilmittel
womöglich besonders ansprechen, das jedenfalls ist
der Wunsch der Autoren.

In dieser Verkleidung besuchte Kuban auch die
Pressekonferenzen der Innenminister zu den Verfas-
sungsschutzberichten, beispielsweise die des damali-
gen bayerischen Innenministers Beckstein 2007. In

MEDIEN + GESELLSCHAFT

Ein Film über Rockkonzerte von Neonazis, über die Ignoranz der Behörden und
der medialen Öffentlichkeit und über den Mut eines Journalisten

„Blut muss fließen
– Undercover unter Nazis“
80 Mal hat der Journalist Thomas Kuban, der nicht Thomas Kuban heisst, in den ver-
gangenen neun Jahren undercover auf 50 Rock-Konzerten der rechtsextremen Szene
gedreht – in acht Ländern Europas, fast ausschließlich auf eigene Kosten und denen
seiner Familie. Denn die Bilder der von Tausenden Jugendlichen besuchten Konzerte
wollte bis auf ganz wenige Ausnahmen das öffentlich-rechtliche oder private Fernse-
hen nicht zeigen. Erst der Filmemacher Peter Ohlendorf produzierte mit dem Material
viereinhalb lange Jahre gegen jede ökonomische Vernunft ohne finanzielle Unterstüt-
zung den Film „Blut muss fließen – Undercover unter Nazis“. Jetzt wurde er auf der
Berlinale gezeigt. Und seitdem erleben die Filmemacher einen „Tsunami an Aufmerk-
samkeit“. Geld gibt es bislang trotzdem nicht.

3
Sc

re
en

sh
ot
s:

Fi
lm

Fa
kt
um

M02_2012_DRUCK_M_MENSCHEN-MACHEN-MEDIEN 11.03.12 17:36 Seite 12



M 2.2012 13

Thomas Kuban (re.)
und Peter Ohlendorf.

der Szene wird deutlich, wie wenig sich damals die
journalistischen Kollegen für die rechtsextreme Szene
interessierten, obwohl von Beckstein erwähnt. Nur
der „islamistische Terror“ provozierte ihre Nachfra-
gen. Kuban fragte Beckstein, wo Polizei und Staats-
schutz bei den besonders häufig in Bayern stattfin-
denden Rechts-Rock-Konzerten blieben, warum man
nicht eingriffe, schließlich fänden dort Straftaten
statt: Hitlergruß, Aufruf zum Rassenhass, Volksverhet-
zung, Beleidigung, um nur einige zu nennen. Beck-
stein forderte Kuban daraufhin sinngemäß auf, er
könne ja Anzeige erstatten. Kuban: Das könne man
nur mit vollem Namen und Adresse. „Das kann ich
mir nicht erlauben.“

Kein Zutritt. In der rechten Szene wird natürlich
nach ihm gesucht, seitdem in den Magazinen „Stern
TV“ (RTL) oder „Kontraste“ (ARD) kurze Ausschnitte
aus den Konzerten zu sehen waren. Der unbekannte
Filmer, man vermutet überwiegend einen Mossad-
Agenten in ihm, wird mit Mord bedroht. Dies sagte
Kuban in „Heino“-Verkleidung 2008 auch Mitarbei-
tern des damaligen Innenministers Schäuble, als er
um ein Statement zum Verfassungsschutzbericht bat.
Das, so wurde er beschieden, erhalte er nur in der
Bundespressekonferenz. Dort aber bekam er entspre-
chend der Satzung keinen Zutritt. Peter Ohlendorf ist
empört, „dass er mit seiner Verkleidung und wir als
freies Team nicht in die Bundespressekonferenz durf-
ten. Das sind doch unsere Kollegen!“

Äußerst selten gelang es Kuban, sein brisantes
Material zu verkaufen, investigativer Journalismus in
der Rechts-Rock-Szene interessierte lange vor der
Aufdeckung der Mordserie der terroristischen NSU
kaum jemanden in den bundesdeutschen Medien.
Von einem Konzert in der Schweiz 2008 wurden Aus-
schnitte im Schweizer Fernsehen gezeigt, es gab da-
raufhin einige bis heute nicht abgeschlossene Straf-
verfahren.

Der Film dokumentiert auch, dass man sich weh-
ren kann: Im hessischen Kirtorf bei Kassel gründete
sich eine Bürgerinitiative, nachdem Kuban 2004 dort
ein Rechts-Rock-Konzert gefilmt hatte und davon
im TV-Magazin „Kontraste“ Ausschnitte gezeigt wur-
den. Das Aktionsbündnis ist bis heute aktiv und hat
bislang eine Wiederholung verhindert. In Berlin gibt
es solche Konzerte gar nicht. Hier werden Polizisten
speziell zur Neonaziproblematik unterrichtet, wissen

Bescheid über indizierte Lieder. Der Film endet mit
Bildern aus dem Berliner Holocaust-Mahnmal und er-
innert an Hoyerswerda, Rostock, Mölln, Solingen …

Kritik an Förderstrukturen. „FilmFaktum“, die Pro-
duktionsfirma von Peter Ohlendorf, will Filme wie
„Blut muss fließen“ abseits
des Mainstream-Denkens in
den etablierten Film- und
Fernsehstrukturen ermögli-
chen. Qualitätsprodukte,
„die sich der Tradition des
Genres verpflichtet fühlen“.
„FilmFaktum“ ist eine Reak-
tion „auf die Ignoranz
der öffentlich-rechtlichen
Anstalten“ und der Filmför-
derung. Ohlendorf hat sich
durch „Blut muss fließen“
mit 200.000 Euro verschuldet, Cutter und Komponist
haben noch kein Honorar bekommen. „Auch die breite
Berichterstattung anlässlich der Berlinale hat nicht
dazu geführt, dass der Film endlich refinanziert wird,
ob von Institutionen, Stiftungen oder Sponsoren. Für
mich ist nun definitiv der Punkt erreicht, an dem ich
aktiv werden will: Es muss sich etwas ändern an den
Förderstrukturen im Dokumentarfilmbereich. Gerade
dann sind freie unabhängige Produktionen zu unter-
stützen, wenn sie sich relevanten, unbequemen The-
men widmen, die von den quotenorientierten öffent-
lich-rechtlichen Funkhäusern ignoriert und damit in
der Regel nicht realisiert werden. Dafür will ich mich
auf allen Ebenen einsetzen. Und natürlich soll dabei
auch die vollständige Refinanzierung des Films ‚Blut
muss fließen – Undercover unter Nazis’ gelingen.“

Der „ordentlich ausgebildete“ Journalist Thomas
Kuban, der vor zehn Jahren seine Recherchen als „be-
rufliche Herausforderung“ begriff und über 130.000
Euro eigenes und familiäres Geld investierte, wird „als
Schlusspunkt dieser Recherchen“ noch ein Buch über
seine Erlebnisse und Erfahrungen schreiben. „Ich kann
mir diese Arbeit einfach nicht mehr leisten.“ Auch
Ohlendorf fehlt Verständnis dafür, „dass investigati-
ver Journalismus nicht bezahlt wird, dass eine solche
Perle des deutschen Journalismus nicht längst von
einem der großen Magazine eingekauft worden ist“.

Das Publikum auf der Berlinale zeigte sich „ent-
setzt“. So bitter es klingt, ohne die Entlarvung der
NSU wäre das Interesse wohl nicht so groß gewesen.
Jugendliche, hoffen die Filmemacher, werden sich
dramaturgisch und gestalterisch von dem Film ange-
sprochen fühlen, das Team wird jedenfalls jetzt viel
von interessierten Schulen und Initiativen gegen
Rechts eingeladen, eine Überforderung auf Dauer aber
auch dies.

ver.di-Mitglied Kuban erhält die Solidarität seiner
Gewerkschaft. „Es ist zu befürchten, dass der Rechts-
extremismus in Deutschland mittlerweile zur größten
Jugendbewegung geworden ist“, sagt dju-Bundesge-
schäftsführerin Cornelia Haß. „Unser Kollege Thomas
Kuban hat das über einen langen Zeitraum mit ver-
deckter Kamera dokumentiert und ist dabei ein hohes
Risiko eingegangen. Dafür hat er unsere Solidarität
und unseren vollen Respekt.“ JedeWoche gibt es nach
wie vor bis zu vier Rechts-Rock-Konzerte alleine in
Deutschland, auf denen zu Rassenhass, Mord und Ge-
walt aufgestachelt wird. Dora Breitter n
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➧ „Blut muss fließen
– Undercover unter Nazis

➧ Blood must flow
/ Undercover among Nazis“

deutsch mit englischen
Untertiteln, 87 Minuten.

Script & Direction:
Peter Ohlendorf,
Kamera: Thomas Kuban,
Peter Ohlendorf,
Schnitt: Stefan Ganter,
Musik: Micha Legov.
Verleih und Vertrieb:
Peter Ohlendorf,
www.filmfaktum.de.

Ohlendorf und Kuban stehen
soweit möglich für Veran-
staltungen in Schulen, Kinos
und Initiativen gegen rechts
zur Verfügung. Kontakt und
Termine: info@filmfaktum.de.
Die Vorführung des Films
kostet 1000 Euro pro Tag.
Eine DVD wird nach der
Kinoauswertung zu kaufen
sein. Seit der Berlinale läuft
der Film in vielen Kinos und
auf Dokumentarfilm-Festivals,
u.a. auf dem Eurodok-Fes-
tival in Oslo Ende März und
dem Münchner DOK.fest
Anfang Mai.

Über Modelle der Refinan-
zierung wird weiter nachge-
dacht. Für den Anfang würde
es auch helfen, wenn Unter-
stützer des guten politischen
Dokumentarfilms gegen
rechts einen Beitrag stiften:
FilmFaktum, Sparkasse Frei-
burg, Konto 13 16 72 46,
BLZ 68 05 01 01.
Stichwort: Undercover-Film
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Welche Arbeitsschwerpunkte verfolgt der BFFS?

Heinrich Schafmeister: Sehr wichtig ist uns der so-
ziale Schutz der Schauspieler. Jetzt steht das Arbeits-
losengeld-1-Gesetz zur Novellierung an. Dieses Gesetz
ist mit vielen Hürden belastet, die an der Wirklichkeit
vorbeigehen. Wir, wie viele andere auch, zahlen ein
in die Sozialversicherungen, bekommen aber nichts
heraus. Wir möchten die Gesetze von den Hürden be-
freien. Damit die kurz befristet Beschäftigten – wie wir
Schauspieler – gerechter an Arbeitslosengeld 1 kom-
men können.

Wie beurteilen Sie die vorliegenden Initiativen dazu?

Wenn das Modell der SPD durchkommt, wäre das gut.
Der Antrag der SPD stellt im Kern eine Kehrtwende
für sie dar: Die Rahmenfrist, in der der Anspruch auf
Arbeitslosengeld nachgewiesen werden muss, soll für
alle von zwei wieder auf drei Jahre verlängert werden.
Die bisherigen Anspruchsvoraussetzungen – Begren-
zung der zu berücksichtigenden Beschäftigungsdauer
und Einkommensgrenze – sollen entfallen, weil sie
sich für die meisten als unüberwindbare Hürden er-
wiesen haben. Aber die SPD ist in der Opposition. Als
die SPD in der Regierung war, war sie nicht so mutig.
Die jetzt Verantwortung haben, also CDU/CSU und
FDP, haben auch eine Entkrampfung vorgesehen – al-
lerdings viel zu dezent. Das wird nicht langen. Für uns
ungeduldige Schauspieler geht diese Entwicklung zu
langsam. Aber wenigstens in die richtige Richtung.
Auf längere Sicht müsste bei befristeten Beschäftigun-
gen unter einem Jahr die Sozialversicherungspflicht
gesetzlich verstetigt werden, um Beitragslücken zu
schließen.

Wie soll diese Verstetigung aussehen?

Die schauspielerische Tätigkeit ist immer eine ange-
stellte. Mittelfristig müsste man die Beitragsbemes-
sung nicht auf den Tag genau sondern monatsgenau
ansetzen. Das gibt es schon bei den unständig Versi-
cherten. Aber dort fällt die Arbeitslosenversicherung
weg. Von daher ist das Modell überholt. Wir wollen
ein Modell, das unserer Arbeitswelt gerecht wird. Das
heißt, dass wir Ansprüche haben. Das heißt aber auch,
dass man uns in die Pflicht nimmt – dass Kollegen,
die privilegiert verdienen, mehr in den Topf tun müs-
sen. Die sind übrigens damit einverstanden.

Sind da nicht die Geringverdiener benachteiligt?

Im Gegenteil. Das gegenwärtige Modell hat eine Kap-
pung nach oben. Diese Beitragsbemessungsgrenze
(BBG) schützt die, die darüber verdienen. Durch eine
Verstetigung würden die BBGs steigen und die Gut-
verdienenden in die Pflicht genommen. Das betrifft
nicht nur Schauspieler. Diese Beitragslückenmuss man
schließen, in demman die Beitragseinnahmen gleich-
mäßiger verteilt. Das hat ja auch mit der Rente zu tun.
Es kann doch nicht sein, dass zum Beispiel ein Horst
Janson, der ein bewegtes Berufsleben hatte, jetzt eine
gesetzliche Rente von 400 Euro bekommt, weil er so
dasteht, als hätte er nie gearbeitet. Dabei war er fleißig
und hat eingezahlt, aber immer nur für die einzelnen
Drehtage.

Das zwingt zu privaten Investitionen in die Alters-
sicherung …

Wir haben bei allen Schauspielern, ob namhaft oder
nicht, eine hohe Altersarmut. Die tatsächliche Lebens-
leistung müsste rentenmäßig besser abgebildet wer-
den, dann schützt das unsere Leute auch vor dem
Ausweichen in unsichere private Anlagen.

➧ Heinrich Schafmeister

Heinrich Schafmeister, Jahr-
gang 1957, kam über sein
Interesse an der Musik und
das Rocktheater „Kamikaze
Orkester“ zur Schauspielerei,
die er an der Folkwang-
schule Essen studierte.
Seit 1984 arbeitet er für
Theater, Hörspiel und Kino,
lebt vom Fernsehen.
Seit Gründung ist er Schatz-
meister des BFFS und im
Vorstand zuständig für Fra-
gen der Sozialversicherung.
Unser Foto zeigt ihn mit
Monika Grütters (CDU).

Zwischen Talk
und Fernsehküche
Ob Held oder Versager, Kommissarin oder Killer, Liebende oder Verlassener – Schauspielerinnen und Schau-
spieler sind das Aushängeschild von Kino und Fernsehen. Aber manch vielbeschäftigter Leinwandstar blickt
am Ende des Arbeitslebens auf seinen Hartz IV-Antrag. Denn das Sozialversicherungsrecht verbannt alle
Filmschaffenden buchstäblich auf die billigen Plätze ganz hinten im Lebenskino. Gewerkschaften und Berufs-
gruppenverbände halten dagegen. So kämpft auch der Bundesverband der Film- und Fernsehschauspieler
(BFFS) um die soziale Absicherung seiner Mitglieder. M sprach mit Vorstandmitglied Heinrich Schafmeister.
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Wir werden auf gesetzlicher Grundlage nicht an-
gemessen versichert. Das trifft bei allen kurz befristet
Beschäftigten zu, da sind wir Schauspieler nur Protoy-
pen für viele andere Berufe, die ähnlich arbeiten. Das
betrifft immer mehr Menschen.

Was uns auch zusetzt und auf lange Sicht geän-
dert werden müsste, ist die Unterscheidung zwischen
„selbstständig“ und „beschäftigt“. Als Schauspieler
sind wir einerseits sozialversicherungspflichtig. Wenn
wir selbst produzieren, zum Beispiel Lesungen geben,
gelten wir wiederum als selbstständig. Wir sind sozi-
alrechtliche Amphibienfahrzeuge. Auch dieses Schick-
sal teilen wir mit vielen anderen. Wenn sich der Ge-
setzgeber entscheiden kann, alle gleichermaßen in die
Pflicht zu nehmen – von Beamten über Selbstständige
bis zu Beschäftigten – wäre das ein großer, wichtiger
Schritt. Der ist überfällig.

Der BFFS ist auch Tarifpartei?

Es gibt für Schauspieler bei Film und Fernsehen noch
keine tariflichen Vergütungsregelungen. Es kann doch
nicht sein, dass manche Schauspieler am Set weniger
verdienen als ein Filmhund. Hunde kriegen 350 Euro,
Katzen 400 Euro, Kühe 450 Euro pro Drehtag. Immer
mehr Schauspieler verdienen weniger als 350 Euro –
wobei der gesamte Aufwand für einen Drehtag ca.
einer Arbeitswoche entspricht.

Deswegen führen wir Tarifverhandlungen mit
den Produzenten. Wir kennen ihre wirtschaftlichen
Probleme. Sie sind selbst wiederum total abhängig von
den privaten und öffentlich-rechtlichen Sendern. Ge-
rade auf die letzteren könnten die Politiker einwirken.

Die Landespolitiker fordern aber Einsparungen gerade
bei ARD und ZDF?

Wir beobachten seit Jahren, dass immer weniger fik-
tional produziert wird. Von den Privaten und erst
recht von den Öffentlich-Rechtlichen. Es wird getalkt,
getalkt, getalkt und zwischendurch wird gekocht. Fik-
tionale Produktionen müssen mit sinkenden Etats

auskommen. Die Sender wollen für weniger Geld
mehr haben. Das wird durch kürzere Drehzeiten auf-
gefangen. Was an manchen Sets stattfindet, ist
schlichtweg nicht mehr legal – da werden Arbeits-
schutzgesetze gebrochen. Dabei kann ich die Produ-
zenten auch verstehen – sie sind in einem harten Kon-
kurrenzkampf um immer weniger Produktionen. Da-
zu kommt: Wir werden pro Drehtag bezahlt – und da
sinkt die Gage auch noch. Weniger Engagements, we-
niger Drehtage, weniger Gage pro Drehtag – wir hat-
ten in den letzten Jahren einen Einkommensverlust
von 50 Prozent brutto. Um dem ein wenig entgegen-
zuwirken, fordert der BFFS eine Gagenuntergrenze in
Form einer „Anfängergage“.

Wer etwas über die Machtverhältnisse in der Pro-
duktionslandschaft wissen will, sollte an das Degeto-
Debakel denken: Wenn die nicht mehr produzieren,
weil sie alles verbraucht haben, fallen 70 Prozent der
ARD-Aufträge weg … Im Grunde sind die Produzen-
ten – und mittelbar wir – die Opfer.

Stehen daArbeitnehmer undArbeitgeber Seite an Seite?

Unser Verhältnis zur Produzentenallianz ist kein üb-
liches schwarzweißes zwischen Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerseite. Die Stellung der Produzenten gegen-
über den Sendern muss gestärkt werden. Das liegt in
unserem Interesse. Da ziehen wir mit den Produzen-
ten an einem Strang. Ein weiterer Punkt ist das Urhe-
bergesetz. Es sieht vor, dass Urheber und Leistungs-
schutzberechtigte angemessen vergütet werden. In der
Praxis gibt es aber kaum Folgevergütungen und keine
Erlösbeteiligung. Viele ältere Schauspieler sehen ihre
alten Filme im Fernsehen – und sind auf Hartz IV. Da
ist eine Lücke im Urhebergesetz: Verhandlungen sind
zwar vorgesehen, wir können das aber nur mit unse-
ren Vertragspartnern, den senderabhängigen Produ-
zenten. Wir können nicht direkt mit den indirekten
Werknutzern, den mächtigen Sendern, verhandeln.
Im Korb 3 des Urhebergesetzes müssen die Politiker
die Position der Urheber und Leistungsschutzberech-
tigten rechtlich stärken, damit wir auf Augenhöhe
auch mit Sendern verhandeln können.

Haben Sie den Eindruck, dass das bei den Politikern an-
kommt?

Die Fähigkeit der Schauspieler ist die Wiederholbar-
keit. Durch unsere ständigen Treffen mit Politikern
haben wir ihnen unsere Situation Stück für Stück nä-
her bringen können.

Beim parlamentarischen Frühstück während der
Berlinale waren sehr kundige Politiker. Dass es heute
ein Anwartschaftszeitänderungsgesetz gibt, was sehr
stark von Filmschaffenden und Schauspielern voran-
getrieben wurde, war vor unserer Gründung undenk-
bar. Früher wurden eine Ulrike Folkerts und andere öf-
fentlich durch den Dreck gezogen und als Schmarot-
zer hingestellt: Sie würden Arbeitslosengeld abzocken.
Genau das Gegenteil ist der Fall. Das hat inzwischen
aufgehört. Das haben wir schon geschafft.

Wie sehen Sie das Verhältnis des BFFS zu ver.di und zum
Filmschaffenden-Verband?

Faktisch sind wir keine Konkurrenten. Seit 2010 ver-
handeln wir einträchtig als Tarifpartner und liegen bei

MEDIEN + GESELLSCHAFT

➧ BFFS

Der Bundesverband der Film-
und Fernsehschauspieler
BFFS wurde 2006 gegründet
und hat heute mehr als
2.000 Mitglieder.
„Schauspieler sind Rückgrat
und Gesicht“ von Film und
Fernsehen. Für sie werden
faire Arbeitsbedingungen
und verlässliche soziale Stan-
dards gefordert. Der BFFS
setzt sich für Ermöglichung
und Schutz künstlerischer
Qualität in Ausbildung und
Produktion ein. Das Papier
„Die Arbeit des Schauspielers
am Set“, 2009 beim Bran-
chenhearing der Bundes-
regierung vorgetragen, fasst
grundsätzliche Positionen
des Verbandes zusammen.

www.bffs.de

Konzentrierte Gespräche beim Parlamentarischen Frühstück des BFFS mit Heikko Deutsch-
mann, Anja Kling, Hannes Jaenicke, Ralph Herforth, Prof. Monika Grütters (CDU), den
BFFS-Vorständen Heinrich Schafmeister und Julia Beerhold, Götz Otto und Sven Rothkirch.
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den anderen Baustellen Sozialversicherung und Urhe-
berrecht auf gleicher Linie. Dass wir Druck machen
und auch vor Arbeitskampfmaßnahmen nicht zu-
rückscheuen – das hat auch ver.di imponiert. Wir wur-
den z.B. von ver.di zu Verhandlungen über Teamga-
gen als Gäste eingeladen. Da ging es eher um eine
moralische Unterstützung. Das haben wir sofort ein-
gesehen, wir brauchen ja auch die Leute vom Team,
um gute Arbeit zu leisten. Auch mit dem Dachver-
band „Die Filmschaffenden“ arbeiten wir freund-
schaftlich zusammen. Wir sind ständig im Kontakt.

Natürlich gibt es Unterschiede zwischen den Ver-
bänden und Gewerkschaften. Aber man sollte nicht
so sehr in Konkurrenz denken, man sollte sportlich
miteinander rivalisieren für die besten gemeinsamen
Lösungen.

Ihr Resumee aus sechs Jahren Vorstandsarbeit im BFFS?

Wir Schauspieler wollen uns unseren tollen Beruf nicht
vermiesen lassen. Wir bleiben mit Zähigkeit dran.
Allen Gewerken können wir nur sagen: Organisiert
Euch, geht in eure Gewerkschaften und Verbände.
Nur so gibt es Veränderungen. Ich hatte immer ge-
dacht: Schauspieler sind Einzelkämpfer. Ich hätte nie
für möglich gehalten, dass Schauspieler sich so orga-
nisieren können. Inzwischen ist über die Hälfte aller
Film- und Fernsehschauspieler bei uns im Verband.
Wir sind jetzt über 2.000. Unser Schauspieler-Preis,
denwir während der Berlinale erstmals verliehen haben,
soll zeigen: Wir können stolz aufeinander sein. Ich je-
denfalls war auf unseren Berufsstand noch nie so stolz
wie jetzt. Das Interview führte Peter Dehn n

Konvergenz,Apple-TV, Diversifikation im Fernsehsen-
der, cross-mediales Arbeiten waren nur ein paar
Schlagworte eines spannenden Panels, das die ver.di-
FilmUnion nun schon zum vierten Mal während der
Berlinale organisiert hatte. „Wird es in absehbarer
Zukunft das Fernsehen in der heutigen Form noch
geben? Wird Crowd-Funding die Zukunft der Film-
finanzierung werden?Was für Folgen haben veränder-
te Arbeitsbedingungen für die Kreativen? Werden sie
in fünf Jahren überhaupt noch ihre Berufe ausüben
können?“

Das Podium, das Antworten auf diese Frage zu geben
versuchte, war gut besetzt. Und wenn die fünf Disku-
tanten – Kreativproduzenten, Regisseure und Indus-
triespezialisten – Recht behalten, dann muss sich die
gesamte Branche komplett neu aufstellen. Für Bern-
hard Stampfer, Finanzier in der Film- und Game-
industrie, geht bei vielen der Umdenkungsprozess
allerdings nicht schnell genug: „Diese neue Arbeits-
welt fängt nicht erst im Internet an, sondern schon
bei den Autoren, sie endet erst bei den Usern neuer
Produkte. Und nur, wer sich über neue Vertriebswege
den Kopf zerbricht, wird am Ende vorne sein. Content
is king, but distribution is God“, sagte Stampfer. Mark
Lepetit, kreativer Producer bei Phoenix Film und bei
Ufa Lab, hatte schon früh mit innovativen Arbeits-
weisen experimentiert: „Wir haben schon 2007 bei
‘Kill your darlings’, der ersten Handy-TV-Soap, einen
sogenanntenWriters-Room eingerichtet, einen Raum
also, in dem vier Autoren saßen, die alle unterschied-
liche Teile zum fertigen Produkt beitrugen“, sagte

Lepetit. Auf Nachfragen aus dem Publikum, was eine
solche Arbeitsaufteilung für Konsequenzen hätte, ant-
wortete Lepetit: „So zu arbeiten hat natürlich Folgen.
In diesem Fall ließen sich die Ideen eines jeden Autors
zwar schützen, aber das Urheberrecht wurde aufgedrö-
selt, quasi über jeden Einzelnen verteilt.“ Das Ende
des Urheberrechts dürfe allerdings niemals kommen,
warf Peter Henning ein, Tatort-Autor, Regisseur und
Professor an der HFF in Potsdam: „Ein Ende des Urhe-
berrechtes hätte nämlich zur Folge, dass es keine
Drehbücher mehr gäbe. Das ist ja klar.“ Doch das Ur-
heberrecht abschaffen wollte Lepetit natürlich nicht.
Aber dennoch müsse man sich Gedanken machen
(dürfen), wie man mit Werken verfahre, bei denen ei-
ne Idee von mehreren Kreativen gleichzeitig ausgear-
beitet werde, womöglich noch in unterschiedlichen
Ländern, auf unterschiedlichen Kontinenten. Denn
solche Produktionsweisen seien heute an der Tages-
ordnung. „Aber nicht nur die Kreativen müssen um-
denken, sondern auch Institutionen, die sich um de-
ren Interessen kümmern“, sagte Stampfer. Er regte an,
die Gewerkschaftsarbeit nicht mehr auf die Landes-
grenzen zu beschränken, sondern sie auch auf Deut-
sche, die im Ausland arbeiten, zu erweitern. „Mein
Mitarbeiter in Bangladesch muss eine Chance haben,
dort genauso wie in Deutschland gewerkschaftlich
vertreten zu werden, das wäre modern an einer Ge-
werkschaft, darüber sollte man mal nachdenken.“

Ein Fazit dieses Panels: Es ist wichtig, die Kommu-
nikationmit diesen kreativen Frontkämpfern aufrecht
zu erhalten – um nicht den Anschluss an die moderne
Arbeitswelt zu verlieren. Christoph Brandl n

MEDIEN + GESELLSCHAFT

Umdenken bei Film
und Fernsehen
Auf dem diesjährigen Berlinale-Panel der ver.di-FilmUnion diskutierten
innovative Kreative und Branchenexperten über die neusten Entwicklungen bei
Film, Fernsehen und in der Gameindustrie

Podiumsteilnehmer
Mark Lepetit experimentiert
schon lange mit innovativen
Arbeitsweisen in der Film-
produktion

➧ Mehr Informationen

www.connexx-av.de

➧ Schauspielerpreis 2012

Der deutsche Schauspieler-
preis ging an Ulrich Noethen
für den besten Nebendar-
steller in „Die Unsichtbare“,
an Dagmar Manzel als beste
Nebendarstellerin in „Zettl“,
an Petra Schmidt-Schaller als
beste weibliche Hauptrolle
in „Das geteilte Glück“ und
an Stefan Kurt als bester
Schauspieler in „Dreileben“.
Die Schauspielerin Katharina
Thalbach erhielt den Preis
für ihr Lebenswerk.
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scout
Medienkompetenz als Schlüssel zur Zukunft: Das ist ein Dau-
erbrenner sämtlicher Sonntagsreden, in denen es um Jugend
geht. Gefordert wird viel, getan auch; aber oft genug kommt
im Alltag kaum etwas davon an. Den Landesmedienanstalten
kann man das am wenigsten vorwerfen, schließlich geben sie
für Jugendmedienschutz und Medienkompetenz schon seit
Jahren viel Geld aus. Eines der Projekte ist die Zeitschrift
scout, herausgegeben von der Medienanstalt Hamburg
Schleswig-Holstein (MA HSH). Das handliche Magazin ist
erstmals im Februar 2011 erschienen. Seither musste die Auf-
lage auf 5.000 Exemplare verdoppelt werden. scout erscheint
drei mal pro Jahr und richtet sich im Einzugsbereich der
MA HSH insbesondere an Multiplikatoren der Medienbildung
(Lehrkräfte und Pädagogen im außerschulischen Bereich),
aber auch an Eltern. Selbst wenn die vorgestellten Personen
und Projekte aus Norddeutschland stammen: Da regionale
Unterschiede bei der Medienkompetenz keine Rolle spielen,
ist die Lektüre im Rest der Republik nicht minder gewinnbrin-
gend. Die Zeitschrift kann auch außerhalb von Hamburg und
Schleswig-Holstein kostenlos abonniert werden.
Nützlich sind gerade die vermittelten Erkenntnisse, für deren
Verständnis keinerlei Vorwissen nötig ist. Das mag den Inhalt
für Experten mitunter etwas oberflächlich wirken lassen. Ziel
der Zeitschrift ist es jedoch, Eltern und Lehrern die Scheu zu
nehmen, sich intensiv mit jenen Medien auseinander zu setzen,
denen ihre Kinder und Schüler – oft zum Unverständnis der
Erwachsenen – einen Großteil ihrer Freizeit widmen. scout,
sagt MA HSH-Direktor Thomas Fuchs, „möchte dieses Unver-
ständnis verringern, indem es über die Bedeutung neuer
Medien für Kinder und Jugendliche berichtet und darüber,
wie in spannenden Projekten Medienkompetenz vermittelt
wird. scout will Ideen liefern und das Interesse wecken,
Medienkompetenz zu fördern.“
Zu diesem Zweck gibt es in jedem Heft ein bis zwei Schwer-
punktthemen. Die können auch mal eher akademischer Natur
sein wie die Auseinandersetzung mit dem gescheiterten
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag: Aber meist geht es um
konkrete Problemstellungen wie etwa Medienabhängigkeit
oder Nazis im Netz. Gerade die Praxisnähe garantiert, dass
die Beiträge einen großen Nutzwert haben. Immer wieder
findet man reizvolle Anregungen für eigene Initiativen, etwa
die Einführung von Medienscouts, die jüngeren Mitschülern
bei der Eroberung des Internets helfen. Eltern bekommen
Hilfestellungen für die Medienerziehung, beispielsweise in
Form von Spielregeln für soziale Netzwerke.
Für die Ausgabe 3/2011 mit Beiträgen rund ums Thema
„Familie 2.0“ ist scout nun sogar ausgezeichnet worden: Bei
den internationalen „Mercury Excellence Awards 2011/12“
in der Kategorie „Magazines: Educational Institution“ hat das
Magazin den ersten Platz belegt. Tilmann P. Gangloff n

„scout“ gibt es kostenlos unter post@scout-magazin.de
oder als PDF auf www.scout-magazin.de.

Engagierte Medien abseits
des Mainstreams sind
hochinteressant, aber wenig
bekannt.
Deshalb stellt M mit dieser
Rubrik in jedem Heft eines
davon vor.

Schon
entdeckt

Hoffnungsschimmer
für„Barbara“
Faire Arbeitsbedingungen
mit Preis der Filmschaffenden geehrt

Der „Hoffnungsschimmer“ 2011 – ein Preis der Bun-
desvereinigung der Filmschaffenden-Verbände – wur-
de auf der diesjährigen Berlinale an die Produktion
„Barbara“ von Christian Petzold verliehen. Die Pro-
duktionsleitung hatte Dorissa Berninger, Produzenten
waren Florian Koerner von Gustorf und Michael We-
ber von Schrammfilm Koerner & Weber.
Gute Filme kosten Geld, und faire Produktionsbedin-
gungen sind teuer – daher kann es am Set keine Fair-
ness geben. Diese Mär hält sich immer noch hartnä-
ckig unter Filmproduzenten, was dazu führt, dass faire
Arbeitsbedingungen bei Film- und Fernsehproduktio-
nen noch immer nicht die Regel sind, sondern die sel-
tene Ausnahme. Um ein positives Zeichen zu setzen,
werden von der Bundesvereinigung der Filmschaffen-
den-Verbände seit zwei Jahren Produktionen ausge-
zeichnet, die sich auf wohltuende Art aus der Masse
herausheben. Schauspieler und ver.di-Mitglied Rolf
Becker und seine Kollegin Marion Kracht führten
durch den Festakt der Preisverleihung.

Dieses Jahr konnten Filmschaffende zum ersten
Mal selbst entscheiden, welche Projekte für eine Aus-
zeichnung in Frage kamen. In Kooperation mit crew-
united, dem Netzwerk der Film- und Fernsehbranche,
wurde eine entsprechende Umfrage entwickelt, mit-
hilfe derer etwa 22.000 Filmschaffende die Gelegen-
heit hatten, ihre Film- oder Fernsehproduktion für
diese Auszeichnung zu nominieren. Ca. 1.400 Film-
schaffende nutzen die Möglichkeit, aus 668 Filmen
die fairste Produktion auszuwählen. Fünf Filme wur-
den nominiert, und aus den Nominierten wählten
wiederum Filmschaffende den Gewinner. Dieses Pro-
cedere hat sich bewährt und wird auch im nächsten
Jahr beibehalten werden: „ Die Kooperation mit crew-
united ist ein Glücksfall für die Aktion, denn die Film-
schaffenden haben die Chance, mit ihrer Stimme di-
rekten Einfluss auf das Ergebnis zu nehmen und den
„Hoffnungsschimmer“ mit einem Ausrufezeichen zu
versehen“, sagte Hans Schlosser, Geschäftsführender
Vorstand der Bundesvereinigung der Filmschaffen-
den-Verbände. „Wir sind schon jetzt wieder sehr ge-
spannt aufs nächste Jahr. Das Beste wäre eine knappe
Entscheidung unter vielen Nominierten.“

Nominierungsfähig sind Produktionen, deren
letzter Drehtag ins Jahr 2012 fällt und die folgenden
Sparten entsprechen: TV-Film, TV-Film (Reihe), TV-
Mehrteiler, Kinospielfilm, TV-Serie und Dokumenta-
tionen mit einem erheblichen fiktionalen und insze-
nierten Anteil. Die Umfrage findet man gegen Ende
des Jahres auf der Homepage von Crew United
(www.crew-united.de). Die Nominierungen werden in
der ersten Januarwoche 2013 bekannt gegeben.

Die ausgezeichnete Produktion „Barbara“ ge-
wann den Silbernen Bären auf der Berlinale, Regisseur
Christian Petzold erhielt zudem den Preis für die beste
Regie, was wieder einmal beweist, dass Gutes unter
fairen Bedingungen entstehen kann.

Christoph Brandl n

Der Preis:
Filmschaffende wählen
per Umfrage die fairste

Produktion aus
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Das Kulturradio WDR 3 soll reformiert werden. Dage-
gen protestieren „Die Radioretter“. So nennt sich eine
„Initiative für Kultur im Rundfunk“, ehemalige WDR-
Redakteure, Künstler und Wissenschaftler sind betei-
ligt. Sie beklagen „die Streichung von täglich 32 Mi-
nuten politischer Berichterstattung im ‚Journal’, das
Verschwinden eines wöchentlichen Feature-Platzes
für Musik und Literatur, die Verwandlung des werk-
täglichen aktuellen Kulturmagazins ‚Resonanzen’ in
ein Wiederholungsprogramm und das Aus für das
sonntägliche Auslandsmagazin ‚Resonanzenweltweit’ –
um nur einige der als Organisationsreform angekün-
digten ‚Kleinigkeiten’ zu nennen.“

Viel Unterstützung für „Die Radioretter“. „Die
Radioretter“ schrieben deshalb einen Offenen Brief an
die Intendantin Monika Piel mit dem Tenor, sie würde
doch „derart undurchdachte Pläne sicher nicht zulas-
sen und mit einem Federstrich verhindern“. Der Brief
hatte einen sarkastischen Unterton, als glaubten die
Verfasser selbst nicht recht daran, dass sich etwas än-
dern ließe. Die Resonanz dürfte sie wahrscheinlich
auch überrascht haben. Bis dato kamen an die elftau-

send Protest-Unterschriften
zusammen. Ziemlich viel
Prominenz aus Kultur und
Wissenschaft dabei, von
Günter Wallraff über Navid
Kermani bis Dieter Süver-
krüp. Auch viele Journalis-
ten, die für den Sender ar-
beiten, unterschrieben.

Hörfunkdirektor Wolf-
gang Schmitz hat geantwor-
tet und, mit Recht, darauf
verwiesen, dass der WDR
viel in die beiden Wellen in-
vestiert, dass hier engagierte
Redakteure arbeiten. Aber
genau diese Kulturleistung
sehen die Initiatoren des Of-
fenen Briefs gefährdet und

haben damit einiges aufgerührt. ver.di im WDR und
die ver.di-Bundesfachgruppe Medien schlossen sich
dem Protest an, der Deutsche Kulturrat verwies auf
den öffentlich-rechtlichen Kulturauftrag und der
WDR-Rundfunkrat bat um Vorlage eines Gesamtkon-
zepts für die Kulturwelle.

Schon Ende Januar hatte die Redakteursvertre-
tung in einer vorläufigen Stellungnahme das Vorha-
ben scharf kritisiert und gefordert, die „Reform“ vor-
läufig auszusetzen. Die Planungen seien keineswegs,
wie behauptet, transparent gehandhabt worden. Viel-
mehr habe die Senderleitung viele Fakten schon ge-
schaffen, ehe die Redakteursvertretung gehört wurde.

18 M 2.2012

Zunächst einWort in eigener
Sache: Der Autor dieses Tex-
tes arbeitet selbst auch für
WDR 5 undWDR 3 – und gilt
jetzt als Ewiggestriger. Je-
denfalls in den Augen von
WDR-Hörfunkdirektor Wolf-
gang Schmitz. Der hat näm-
lich den Kollegen, die gegen
die Reform des Kultursen-
ders WDR 3 protestierten,
bescheinigt, sie hingen ei-
nem Kulturverständnis der
70er Jahre nach. Ein harter
Vorwurf.

Jetzt hat sich die Auseinandersetzung exempla-
risch am Schicksal der WDR-3-Sendung „Resonanzen“
entzündet. Dabei handelt es sich um ein zweistündi-
ges Magazin, wochentags von 18 bis 20 Uhr, das in
besonderer Weise Kultur und Politik verbindet. „Die
Welt aus dem Blickwinkel Kultur“ lautet der Slogan.
„Resonanzen“ war schon 2008 um eine Stunde ver-
kürzt worden. Jetzt sollte das Magazin ab März haupt-
sächlich mit Wiederholungen aus anderen Kultur-
sendungen bestückt werden. Das wiederum bestreitet
der Hörfunkdirektor. Allerdings wurden schon Ende
2011 die freien Autoren informiert, künftig würden
„keine exklusiv in Auftrag gegebenen Beiträge mehr
gesendet“.

Dabei ist „Resonanzen“ selbst Ergebnis einer
„Reform“. Noch vor wenigen Jahren war auf dieser
Sendeleiste eine Mischung aus Kultur, Politik, Infor-
mation zu hören gewesen. Flaggschiff war das weit
über den WDR hinaus bekannte politische Feuilleton
„Das kritische Tagebuch“. Das wurde schon vor drei
Jahren abgebaut, wie vieles andere auch, „die literari-
schen Lesungen, Rezensionen, Originaltonmitschnitte
in ‘Dokumente und Debatten’, Gesprächssendungen
wie ‘Zeitfragen/Streitfragen’ oder ‘Funkhausgespräche’
sowie Features und Hörspiele“, wie die „Radioretter“
aufzählen. Das alles ist auch deshalb durchgegangen,
weil es die Hörfunkleitung immer sehr geschickt ver-
standen hat, die Eingriffe so klein zu reden, dass der
Rundfunkrat sich nicht damit befassen musste.

Kerngedanke des schon lange laufenden Umbaus
ist die Idee der Formatierung: Das Programm alsMarke.
WDR 5 als Wortprogramm soll vor allem die Tages-
politik reflektieren, WDR 3 als Klassiksender vor allem
auf klassische Musik und auf Durchhörbarkeit setzen.
Organisatorische Maßnahmen begleiten das Unter-
fangen. So soll das Musikprogramm von WDR 3 tags-
über vom „Music Master“ generiert werden (mit Aus-
nahme des „Klassik-Forum), „Musikpassagen“ sollen
ersatzlos gestrichen werden – WDR 3 auf dem Weg
zum genormten Klassikradio?

Häppchen-Kultur. Modernes Feuilleton mit seiner
herausfordernden Verbindung von Kultur und Politik
stört in einer solchen einseitigen Formatierung nur.
Es ist absurd: Während die Printmedien ihre Feuille-
tons in den letzten Jahren ausgebaut und politisiert
haben, baut der WDR sie ab. Während Landschafts-
kulturplaner Flüsse wieder mäandern lassen, begradigt
der WDR seine Programmflüsse. Das Ewiggestrige, das
Wolfgang Schmitz meint, ist die Vorstellung, Hörer
würden heutzutage noch gezielt Radio hören wollen.
Modern soll demnach sein, die Programme zu forma-
tieren, dem Publikum mit Häppchen-Kultur nachzu-
laufen und die Arbeit von Fachredakteuren zu entwer-
ten.

Die Redakteursvertretung erinnert dran, dass
schon lange Pläne für eine kostengünstige ARD-weite
Kulturwelle kursieren und vermutet, dafür solle das
Feld bereitet werden. Ihre Kritik ist grundsätzlich:
„Aus allen Wellen die immer gleichen Durchhörpro-
gramme zu machen, organisiert von ihrer Programm-
verantwortung zunehmend enthobenen Redakteuren,
ist zudem eine Missachtung des öffentlich-rechtlichen
Programmauftrages“.

Erstes Ergebnis der Proteste: Der Umbau von „Re-
sonanzen“ zu einem recycelten Kulturmagazin ist zu-
nächst bis Mai 2012 verschoben. Fritz Wolf n

MEDIEN + GESELLSCHAFT

Ewiggestrige
und Modernisierer
Starke Proteste gegen Programmreform im Kulturradio des WDR

www.die-radioretter.de
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Ein wertvoller Beitrag
zu Ihrer Altersversorgung:

Bis zu 100% gibt ’s von
Ihrem Auftraggeber dazu.

Die Altersversorgung für Freie.

Weitere Informationen unter:
www.pk-rundfunk.de/mmm

CinemaxX: KeinAngebot,
keine Verhandlung
Die dritte Verhandlungsrunde zu den Firmentarifverhandlun-
gen für die CinemaxX AG in Hamburg am 15. Februar hat ver.di
abgesagt. Der Grund: Die Arbeitgeberseite hatte das zugesagte
überarbeitete Angebot nicht vorgelegt. „Zusagen müssen ein-
gehalten werden! Verhandlungen ohne inhaltliche Grundlage
führen uns nicht weiter! Verbindliche und konstruktive Verhand-
lungen sehen anders aus“, heißt es dazu in einer ver.di-Tarif-
information. Als neuen Verhandlungstermin hat die Gewerk-
schaft den 21. März vorgeschlagen. ver.di fordert die Erhöhung
der Stundenlöhne um einen Euro für die Servicekräfte – derzeit
liegt er bei 8 Euro – sowie verbesserte Arbeitsbedingungen und
mehr Urlaub.

Die Kollegeninnen und Kollegen vom CinemaxX Bremen,
Berlin Postdamer Platz und Göttingen machten im Februar zur
Berlinale-Zeit mit Warnstreiks auf ihre Forderung nach kon-
struktiven Verhandlungen aufmerksam. Berlinale-Besucher und
Berlin-Touristen hielten die Proteste für gerechtfertigt. „Ich fin-
de das ok. Jeder sollte das Recht haben zu erstreiken, was ihm
zusteht“, sagt ein Passant zu ver.di-Streik.TV. Red. n
http://www.streik.tv/video/1413/Cinemaxx_Tarif_Wars.html

Kein Fortschritt bei CineStar
in Bamberg
Am 8. März fanden die Verhandlungen für das CineStar Bam-
berg in Nürnberg statt. Auch hier hatte der Arbeitgeber, ähnlich
wie schon in Osnabrück und Dortmund, kein Angebot vorbe-
reitet. Allerdings scheint der bisherige Streikdruck so groß zu
sein, dass die Arbeitgeber einem Tarifvertrag nicht mehr ganz
so ablehnend gegenüber stehen. Sie argumentierten jedoch er-
neut für eine unternehmenserfolgsabhängige Entgeltregelung.
Dies lehnte ver.di auch für Bamberg ab. Diskutiert wurden die
Forderungen der Gewerkschaft, insbesondere über die Entgelt-
höhe und die Notwendigkeit, innerhalb der Laufzeit des Tarif-
vertrages den von ver.di geforderten Mindestlohn von 8,50 € zu
erreichen. Die Arbeitgeber offerierten, bis Ende März ein Ange-
bot vorzulegen, Details dazu gab es nicht. Damit habe diese Ver-
handlung keinerlei Auswirkungen auf die aktuellen Arbeitskampf-
aktivitäten, heißt es in der ver.di-Tarifinformation. „Gerade jetzt
gilt: Druck machen, Tarifvertrag durchsetzen!“ Red. n

Im Privatfunk fordert ver.di
deutliche Tariferhöhung
In Bad Vilbel wurden am 8. März die Verhandlungen über einen
neuen Mantel- und Entgelttarifvertrag zwischen dem Tarifver-
band Privater Rundfunk (TPR) und DJV und ver.di fortgesetzt.
Der Manteltarifvertrag war seitens des TPR zum Jahresende ge-
kündigt worden. Für einen Neuabschluss fordert der TPR bei
Neueinstellungen weniger Urlaub und eine Verringerung der
Jahresleistung. Zudem müsse eine Reform des Entgelttarifver-
trages zu niedrigeren Gehältern führen. Die Gewerkschaften
DJV und ver.di lehnen Abstriche im Manteltarifvertrag und
dauerhafte Gehaltsreduzierungen ab. Vielmehr müssen die Ge-
hälter für die Privatradios und Unternehmen im TPR deutlich
steigen, die konkrete Forderung: 6% Erhöhung. Die Verhandlun-
gen werden am 26. März in Mannheim fortgesetzt. Red. n
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Frank Bsirske berichtete, wie andere Belegschaften er-
folgreich Tarife durchgesetzt haben. Und er machte
deutlich, dass die Beschäftigten Verantwortung haben
für die Arbeitsbedingungen und Gehälter. So erklärte
der ver.di-Vorsitzende durchaus nüchterne Gedanken
zum gewerkschaftlichen Handeln und sagte: „Ge-
werkschaftliche Solidarität ist intelligenter Eigen-
nutz.“

Gewerkschaftliche Solidarität ganz praktisch zeig-
ten Beschäftigte von WE-Druck (Etzhorn), der Nord-
see-Zeitung (Bremerhaven), der Diakonie Oldenburg,
CCD (Rastede) und Vertreter des ver.di-Bezirksvor-
stands, die die demonstrierenden Beschäftigten der

Nordwest-Zeitung bei ihrer kämpferischen Mittags-
pause besuchten. WE-Druck ist die Druckerei der
Nordwest-Zeitung und tarifgebunden.

Seit Ende Juli vergangenen Jahres ist die NWZ
nicht mehr tarifgebunden. Monatelang hatten die Be-
schäftigten der NWZ allein dafür kämpfen müssen,
dass die Geschäftsleitung sich überhaupt zu Hausta-
rifverhandlungen mit ver.di bereit erklärte. Diese hat-
te bis dahin die Vorbedingung gestellt, dass die Ge-
werkschaften für Neueinstellungen schlechtere Kon-
ditionen vereinbaren müssten. Erst nach zahlreichen
Protesten und einer Unterschriftenaktion in der Be-
legschaft gab es ein Einlenken. Bereits seit Jahren gibt
es eine Zwei-Klassen-Belegschaft in der NWZ. In der
hauseigenen Leiharbeitsfirma arbeiten rund 80 Be-
schäftigte. Auch alle Volontäre der NWZ werden über
diese Firma außerhalb des Tarifs beschäftigt. ver.di
will, dass die Beschäftigten der Leiharbeitsfirma in die
Belegschaft integriert werden und ebenfalls unter den
künftigen Haustarifvertrag fallen.

Die Nordwest-Zeitung wird herausgegeben von der
Nordwest-Zeitung Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG,
einer Tochtergesellschaft der Nordwest Medien GmbH
& Co. KG. Die Nordwest Medien ist ein Medienunter-
nehmen mit zahlreichen Beteiligungen, an Rundfunk
und Lokalsendern, aber auch anderen Lokalzeitun-
gen.

Die Haustarifverhandlungen werden am 22. März
fortgesetzt. In der ersten Runde am 15. Februar waren
sich die Tarifparteien einig, dass ein Haustarifvertrag
die Übernahme der Leiharbeitnehmer aus der NWP,
die derzeit schon in Verlag und Redaktion arbeiten,
als direkt in der NWZ Beschäftigte umfassen soll. An-
sonsten sind die Positionen zur Ausgestaltung des
künftigen Haustarifvertrages noch sehr unterschied-
lich. Facebook-Gruppe „NWZ-Haustarif-

verhandlungen“/ Red. n

Die Mitglieder der Vereinten Dienstleistungsgewerk-
schaft (ver.di) hatten bei dem Paradigmenwechsel
von der analogen zur digitalen Technik einen Beglei-
ter und Lotsen, der ihnen den Weg wies: Professor
Hans Kleinsteuber in Hamburg, der am 18. Februar
gestorben ist.

Viele Menschen in der ver.di-Fachgruppe Medien
trauern um ihn. In Seminaren, auf Gewerkschafts-
tagen, auf gewerkschaftlichen Kongressen und in Ar-
beitsgruppen half er, das Neue zu verstehen und die
richtigen Schlüsse zu ziehen. Mit seinem profunden
Wissen um die internationalen Zusammenhänge
und lokalen Auswirkungen des Wandels trug er dazu

Wir trauern um Hans Kleinsteuber

Solidarität und Eigennutz
Beschäftigte der Nordwest-Zeitung gemeinsam für Haustarif

Der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske sprach am 20. Februar in Oldenburg vor der
Belegschaft der Nordwest-Zeitung (NWZ). Er war einer Einladung des Betriebsrats
gefolgt und besuchte anschließend auch die kämpferische Mittagspause vor dem
Pressehaus. Dort demonstrierten Verlagsbeschäftigte und Journalisten gemeinsam für
einen Haustarif. Mit dabei waren auch die Zusteller, die in der Zustellgesellschaft
NWPP angestellt sind und nach Stücklohn bezahlt werden.

Betriebsversammlung und
kämpferische Mittagspause
bei der Nordwest-Zeitung
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bei, Auswege und Lösungen für die gewerkschaftli-
che Arbeit in der neuen Medien- und Kommunika-
tionswelt zu entwickeln. Er arbeitete als Fürsprecher
und Verteidiger mit am Erhalt des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks. Was ihn über seine fachliche
Kompetenz hinaus auszeichnete, war seine klare
Sichtweise auf denWandel, die er rhetorisch brillant
vermittelte. Er arbeitete an der Schnittstelle zwischen
Wissenschaft, Politik und konkretem Verändern.
Das machte ihn für die Mitglieder von ver.di so wert-
voll. Wir sagen: Danke Hans Kleinsteuber für die
freundliche Zusammenarbeit, für das Verstehen der
Zusammenhänge und für die vielen guten Ratschlä-
ge im Labyrinth der digitalen Welt. nFo
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Ende Februar haben 53 Zeitungszusteller ihren
Arbeitsplatz in München verloren, der Betrieb wurde
geschlossen. Sie arbeiteten für die ZVZ Zentrum
GmbH, die wiederum der SZ Logistik GmbH gehört,
einer hundertprozentigen Tochter der Süddeutschen
Zeitung.

„Der ZVZ Zentrum GmbH wurde von der SZ Logistik
GmbH der Auftrag entzogen“, sagt ver.di-Gewerk-
schaftssekretär Bernd Mann. Die SZ Logistik GmbH
unterhält in München und dem Umland insgesamt
elf dieser Firmen, die die Münchner Tageszeitungen
und überregionale Zeitungen zustellen.

Offenbar soll die neu gegründete Firma ZV Mün-
chen City GmbH den Auftrag übernehmen. Doch ei-
nen glatten Betriebsübergang nach § 613a Bürgerli-
ches Gesetzbuch wollte der Arbeitgeber verhindern,
denn dann hätte er die Zusteller nicht entlassen dür-
fen und müsste sie zu den alten Bedingungen in die
neue Firma übernehmen. „Mit fadenscheinigen for-
malen Konstruktionen ist genau diese Schutzwirkung

umgangen worden“, kritisiert Bernd Mann. Die neue
Firma wirbt indes um die Zusteller der ZVZ Zentrum
GmbH. Nach ver.di-Informationen haben sie die Ver-
träge nicht unterschrieben, weil unter anderem die
Vergütung rund 30 Prozent niedriger wäre. Bei der
ZVZ Zentrum GmbH kämpfen die Beschäftigten mit
ver.di schon lange für eine Anhebung, die letzte liegt
18 Jahre zurück.

Parallel streitet der Betriebsrat mit dem Arbeit-
geber vor der Einigungsstelle in München, weil dieser
eine neue Vergütungsstruktur einführen wollte. Der
Richter entschied, dass der Betriebsrat sieben Touren
jeweils drei Tage gemeinsammit dem Geschäftsführer
abgehen musste. So wurde ermittelt, wie viele Zeitun-
gen ein Zusteller schaffen kann. Mit GPS-Gerät und
Stoppuhr ausgerüstet zogen sie nachts los. Das Ergeb-
nis: Der Stundenlohn liegt im Schnitt bei 5,90 Euro,
durchschnittlich können 60 bis 80 Zeitungen in der
Stunde geschafft werden. Der Arbeitgeber war von 180
bis 200 Zeitungen, teilweise sogar wesentlich mehr
ausgegangen. sil n

Der aktuelle Presseausweis 2012 steckt in den Taschen zehntausender professio-
neller JournalistInnen. Immer griffbereit. Denn er legitimiert gegenüber Behörden,
Veranstaltern und Polizisten. Bei Akkreditierungen, Recherchen vor Ort, bei poli-
tischen und sportlichen Großereignissen, in Archiven und Unternehmen. Er weist
die Inhaber als hauptberuflich tätige JournalistInnen aus. Er hilft ihnen weiter.

Presseausweise bei ver.di Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin,
Tel. 030 / 88 66-54 20, Mo./Di. 9 – 16.30, Mi. 9 – 14.30, Do. 9 – 17 Uhr; www.dju-berlinbb.de

Presseausweise bundesweit: http://dju.verdi.de/service/presseausweise/ansprechpartner

Lassen Sie sich nichts vormachen.
Profis recherchieren mit Presseausweis.

Des Kaisers neue Kleider?
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Nächtlicher Einsatz in München
Zeitungszusteller verlieren ihren Arbeitsplatz

Am 26. Januar fand das erste Sondierungsgespräch bei der
Mittelbayerischen Zeitung in Regensburg zu einem Hausta-
rifvertrag für die Angestellten im Verlagsbereich und die
Redakteurinnen und Redakteure statt.

Im vergangenen August, mitten in der Tarifrunde Tageszei-
tungen, hatte dieMittelbayerische Zeitung angekündigt, aus
der Tarifbindung zu gehen. In dem nun geführten Gespräch
zwischen den Gewerkschaften und Vertretern des Verlages
bekräftigte der Arbeitgeber seine Absicht zu verhandeln.
Verhandlungsführer auf der Verlegerseite ist Johannes
Weberling, Rechtsanwalt aus Berlin. Er vertritt meist die
Verlegerseite und ist Aufsichtsratsvorsitzender der BTAG
(Bremer Tageszeitungen AG), die die Bremer Nachrichten
und den Weser-Kurier herausgeben. Auch dort wurde die
Tarifbindung beendet. Bei dem Sondierungsgespräch für
dieMittelbayerische Zeitung erklärte Weberling, dass ein neu
abzuschließender Tarifvertrag nicht nur für die künftig ein-
zustellenden Mitarbeiter/innen, sondern auch für die be-
reits beschäftigten gelten solle. Inhaltliche Eckpunkte bil-
den für die Arbeitgeberseite die Einführung der 40-Stun-
den-Woche sowie eine allgemeine Urlaubsregelung von
30 Tagen Jahresurlaub. Hauptzielsetzung des Verlages ist
außerdem die Flexibilisierung der Gehälter nach Leistungs-
kriterien. DieMittelbayerische Zeitung befindet sich noch in
der Hand der Gründerfamilie und hat rund 550 Beschäftig-
te. Die verkaufte Auflage lag laut IVW bei 117.420 Exem-
plaren im vierten Quartal 2011. Red. n

Sondierung in
Regensburg

Anzeige
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Das in Barsinghausen vor den Toren Hannovers er-
schienene Blatt hatte eine Auflage von zuletzt 4.500
Exemplaren. Zehn Jahre zuvor waren es noch 6.200.
Die Zeitung aus dem Verlag Philipp August Weinaug
wurde 126 Jahre alt. Die DLZ gehörte zur Deister- und
Weserzeitung Verlagsgesellschaft (Dewezet, Hameln),
die auch die Schaumburger Zeitung aus Rinteln und
die Schaumburg-Lippische Landes-Zeitung aus Bücke-
burg verlegt. Von der Schließung sind fünfzehn fest
angestellte Beschäftigte betroffen, darunter vier Jour-
nalisten.

Leicht hatte es die Deister-Leine-Zeitung, die ne-
ben Barsinghausen auch die Stadt Gehrden und die
Gemeinde Wennigsen erfasste, in den letzten Jahren
nicht. Das Blatt konkurrierte mit der Hannoverschen
Allgemeinen Zeitung und der Neuen Presse aus der Ver-
lagsgruppe Madsack, die beide eine identische lokale
Beilage enthalten, die Calenberger Zeitung. Um gegen
die Konkurrenz besser bestehen zu können, schlüpfte
die DLZ 1999 unter das Dach der Hamelner Deister-
und Weserzeitung, bezog aber zuletzt von der Hanno-
verschen Allgemeinen den Mantel. Doch die Konkur-
renz war stärker. Selbst am Stammsitz Barsinghausen
hatte die Calenberger Zeitung mit einem Auflagenan-
teil von 51 Prozent knapp die Nase vorn. Zehn Jahre
zuvor war die Deister-Leine-Zeitung hier mit einem
Marktanteil von 57 Prozent noch Marktführer gewe-
sen. Im Verbreitungsgebiet Gehrden und Wennigsen
erreichte die DLZ zuletzt nur zwischen drei und elf
Prozent der Zeitungsauflagen.

Veränderter Anzeigenmarkt. Doch die Konkurrenz
durch die Lokalbeilage Calenberger Zeitung aus dem
Hause Madsack sei nicht der entscheidende Faktor ge-
wesen, sagt Verlagsleiterin Tölke. Der Druck auf die
Auflage sei vielmehr durch kostenlose Wochenblätter
entstanden, von denen es im Bereich der DLZ gleich
zwei gebe. Zwar hätten sich Hannoversche Allgemeine
und Neue Presse auf dem Anzeigenmarkt bemerkbar
gemacht, das Problem sei jedoch die generelle Ent-
wicklung auf dem Anzeigenmarkt gewesen. „Das ist
immer schwieriger geworden.“ Selbst in kleineren
Städten wie Barsinghausen nehme die Zahl jener
selbstständigen Geschäftsinhaber ab, die noch in ei-
ner Zeitung inserieren könnten – eine Entwicklung,
die allerorten zu verzeichnen sei.

Die Ladenketten, die sich stattdessen überall aus-
breiteten, machten aber einen Bogen um Tageszei-
tungsinserate. Da der Handel bundesweit zu 40 Pro-
zent zum Werbeaufkommen der Zeitungen beiträgt,
ist diese Entwicklung für die Verlage problematisch.
Schwieriger sei der Anzeigenmarkt auch geworden,
weil sich frühere große Anzeigenkunden wie Aldi oder
Lidl aus der Zeitungswerbung zurückziehen, so Tölcke.
Statt in Zeitungsanzeigen fließen deren Werbegelder
bundesweit mehr und mehr in Postwurfsendungen,
Handzettel oder in Smartphone-Apps. Was für das
Fachblatt Absatzwirtschaft „spannende Experimente“
sind, ist für Tageszeitungen essentiell: Rund 30 bis 40
Prozent der Anzeigenerlöse von Tageszeitungen stam-
men von Discountern. Mit diesen Anzeigen brechen
wichtige Erlöse weg, die kaum zurückzugewinnen
sind.

Vertriebserlöse fangen Anzeigeneinbußen nicht
auf. Insgesamt sind die Werbeerlöse der deutschen
Tageszeitungen in den letzten Jahren deutlich rück-
läufig. Wurden mit Anzeigen und Beilagen im Jahr
2000 noch 6,6 Milliarden Euro erlöst, waren es zehn
Jahre später nur noch 3,6 Milliarden. Das ist ein
Minus von knapp 45 Prozent. Dagegen läuft das Ge-
schäft der Anzeigenblätter gut, ihre Umsätze erreichen
Höchststände.

Da die Werbeeinnahmen sinken, nimmt die Be-
deutung der Vertriebserlöse zu. 2009 waren dem Bun-
desverband deutscher Zeitungsverleger zufolge die
Einnahmen durch Einzelverkauf und Abos bundes-
weit erstmals höher als die Anzeigenerlöse. Zuvor hat-
ten Anzeigen jahrzehntelang zwei Drittel des Geldes
in die Verlegerkassen gespült.

Die schwächelnden Anzeigeneinahmen können
durch Vertriebserlöse nicht aufgefangen werden. Der
DLZ gingen 27 Prozent der Auflage in den letzten
zehn Jahren verloren. Kein Einzelfall. Die Auflagen
der deutschen regionalen Abozeitungen sanken vom
Jahr 2000 bis 2010 von 16,6 auf 13,8 Millionen Exem-
plare, ein Rückgang um 17 Prozent.

Die lokale Zeitung werde immer weniger ge-
braucht, so ein zentrales Argument bei der Schließung
der Deister-Leine-Zeitung. „Früher wurden die Abos

POLITIK + WIRTSCHAFT

Ein überlebtes Modell?
Deister-Leine-Zeitung in Barsinghausen nach 126 Jahren eingestellt

Lokale Tageszeitungen hätten keine Zukunft mehr, meint Helena Tölcke.Am 29. Februar
hat die Verlagsleiterin und Chefredakteurin ihr Blatt, die Deister-Leine-Zeitung (DLZ),
eingestellt. „Die DLZ hat sich einfach nicht mehr gerechnet.“ Stetig sinkendeAuflagen,
zurückgehendeAnzeigenerlöse und schlechte Zukunftsprognosen hätten diese Schlie-
ßung notwendig gemacht.

Verlagsleiterin der „Deister-
Leine-Zeitung“ Helena Tölcke
in ihrem Zeitungshaus vor der
Schließung.
Eine lokale Tageszeitung und
eine Chefredakteurin weniger.
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vererbt, heute werden die Abos abbestellt.“ Vor allem
jüngere Leute greifen immer seltener zur Zeitung. Ihre
jüngsten Leser seien inzwischen 50 Jahre alt gewe-
sen, so DLZ-Geschäftsführerin Tölcke, junge Leser
fehlten. Bundesweit spricht die Zeitungslektüre vor
allem ältere Menschen an. Von den 14- bis 19-Jähri-
gen werden heute nur noch 31 Prozent mit Lokalzei-
tungen erreicht. Vor zehn Jahren war es noch knapp
jeder zweite. Junge Leute nutzten lieber neue Medien
und gingen ins Internet, so Tölcke. Zeitungen gehör-
ten nicht mehr dazu. Da ist es offenbar auch egal,
wenn die Inhalte in modernem Gewand angeboten
werden. Ganze 17 E-Papers der DLZ wurden zuletzt
verkauft.

Insgesamt habe es angesichts dieser Perspektiven
für die DLZ eine zu schlechte Zukunftsprognose ge-
geben, um das Blatt weiter zu führen, sagt Tölcke.
Allerdings sanken die Leserzahlen bei der Deister-Lei-
ne-Zeitung nicht im typischen Maßstab, sondern das
Blatt brach deutlich stärker ein als die Konkurrenz.
Ging die Auflage der DLZ zwischen 2000 und 2010
um 26 Prozent zurück, waren es im selben Zeitraum
beim Madsack-Lokalteil Calenberger Zeitung nur vier
Prozent. Die DLZ litt offenbar auch unter haus-
gemachten Problemen.

Doch DLZ-Verlagsleiterin Tölcke sieht für ihre
ganze Branche keine Zukunft. „Den kleinen Heimat-
zeitungen wird es irgendwann gehen wie den Tante-
Emma-Läden. Die wurden auch überflüssig und heute
gibt es sie nicht mehr“, sagt sie. „Das Modell der klei-
nen Heimatzeitung hat sich überlebt.“ Die Vertriebs-
form der klassischen Zeitung auf Papier sei überholt,
bestätigen die Medienwissenschaftler Stephan Wei-
chert und Leif Kramp in einer Studie für die Friedrich-
Ebert-Stiftung. Die traditionellen Presseverlage wür-
den allmählich ausbluten.

Exit zu bestmöglichen Konditionen. Die Wirt-
schaftsberatungsgesellschaft A.T. Kearney erwartet,
dass bis zum Jahr 2025 in Deutschland etwa jeder
vierte Zeitungsverleger vom Markt verschwinden
wird. Die Analysten sehen ein „Newspaper Endgame“
voraus. Wenn es schlimm kommt, drohen Verhältnis-
se wie in den USA (vgl. Kasten). Kleineren Verlegern
blieben nach der Prognose von A.T. Kearney grund-
sätzlich zwei Möglichkeiten: Entweder sie machten
bei der zunehmenden Konzentration mit, um Kosten
zu reduzieren. Oder sie suchten den kontrollierten
Ausstieg. Dabei müsse „der Exit zu bestmöglichen
Konditionen“ erfolgen, so der Kearney-Medienexperte
Martin Fabel. Die Devise lautet, den Verlag „erst zu
melken und dann auszusteigen“.

Dieser Zeitpunkt war für Verlagsleiterin Tölcke
erreicht. „Es ist besser, jetzt zu schließen, als bis zur
Insolvenz zu warten.“ Ein Verkauf der Deister-Leine-
Zeitung an die Konkurrenz von der Madsack-Verlags-
gruppe, der dem Hamelner Mutterverlag anders als
die Schließung noch Geld eingebracht hätte, dürfte
aus kartellrechtlichen Gründen ausgeschieden sein.
Pressekonzentrationsforscher Horst Röper findet es
gleichwohl höchst ungewöhnlich, dass die Zeitung
nicht verkauft, sondern ohne jede Gegenleistung ein-
gestellt wurde. „Die Konkurrenz darf sich freuen.“

Beim Mutterverlag der DLZ hat man jedoch mit
solchen Zeitungsschließungen Erfahrung: Im Jahr
2000 nahmen die Hamelner in der Nachbarschaft den
General-Anzeiger aus Stadthagen vomMarkt. An der dort
verbliebenen Madsack-Tochter Schaumburger Nach-
richten hat die Deister- und Weserzeitung Verlags-
gesellschaft heute eine Beteiligung von 20 Prozent.
Würde sie für die Schließung der Deister-Leine-Zeitung
von Madsack eine Gegenleistung bekommen, wäre
dies ein Kartellrechtsverstoß. Stefan Matysiak n

POLITIK + WIRTSCHAFT

Wie nach der mündlichen Verhandlung bereits von
Branchenexperten vermutet wurde, hat der Bauer Ver-
lag den Zivilprozess vor dem Kölner Landgericht ge-
gen den Bundesverband Presse-Grosso gewonnen und
darf danach mit jedem einzelnen Pressegroßhändler
über Preise und Lieferbedingungen verhandeln (M
1/2012). Der Presse-Grosso wird gegen das Urteil Be-
rufung beim Oberlandesgericht Düsseldorf einlegen.

Die seit 50 Jahren geübte Branchenpraxis, nach
der der Verband im Auftrag seiner Mitglieder zentral
mit den Verlagen verhandle, verstoße gegen das Kar-
tellrecht, so das Kölner Gericht. Das Urteil ermöglicht
es dem Bauer Verlag aufgrund seiner Marktstellung,
Erlös- und Kostenvorteile gegenüber kleinen und mit-
telständischen Verlagen im Pressevertriebsmarkt
durchzusetzen. Es ist nur für den Bauer Verlag bin-
dend und macht nach dessen Meinung den Weg frei
für „dringend erforderliche Reformen“. Das Presse-
Grosso hingegen sieht nach dem Urteil „Anlass zur
Sorge, aber nicht zur Dramatisierung“ und sucht Ge-
hör in der Politik.

Gemeinsam mit den Verlegerverbänden VDZ und
BDZV befinde man sich in informellen Gesprächen
mit Vertretern des Bundeswirtschaftsministeriums,
der Regierung und des Parlaments zur anstehenden
8. Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen (GWB), um das Pressevertriebssystem gesetz-
lich abzusichern. Der stellvertretende ver.di-Vorsitzen-
de Frank Werneke begrüßte, „dass sich fast alle Verla-
ge und Verlegerverbände zum flächendeckenden
Grosso-System bekennen“ und forderte den Gesetzge-
ber auf, „im Dialog mit allen Branchenvertretern die
nötige Rechtssicherheit für den Pressevertrieb in sei-
ner bewährten Form zu schaffen.“

An einem konkreten Entwurf dafür arbeite nach
Brancheninformationen bereits der Stab des Beauf-
tragten der Bundesregierung für Kultur und Medien,
Bernd Neumann, gemeinsammit Vertretern von Bünd-
nis 90/Die Grünen. Am Ende müsse eine Lösung ge-
funden werden, die vor allem der Pressevielfalt sowie
den Leserinnen und Lesern und zugleich einer diffe-
renzierten Verlagslandschaft diene. Konstantin Erb n

Schlag gegen Vertriebssystem
Politiker kündigen gesetzlichen Schutz des Presse-Grosso an

➧ USA im Vergleich

Die Universität von Südkali-
fornien in Los Angeles über-
raschte Ende Januar mit
einer Studie, wonach in den
nächsten fünf Jahren 1.400
und damit beinahe alle Ta-
geszeitungen der USA ins In-
ternet verschwinden werden.
Wahrscheinlich werden dann
nur noch vier große Zeitun-
gen weiter auf Papier ge-
druckt, sagt Jeffery I. Cole
vom Center for the Digital
Future, nämlich die New
York Times, USA Today,
die Washington Post und das
Wall Street Journal.
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Warum man sich auch als Medienmacher, der selten
mit dem (Geld-)Adel zu tun hat, damit beschäftigen
sollte, ist vielleicht nicht einfach zu verstehen. Doch
geht es bei solchen Rechtsentscheidungen immer um
die Ausgestaltung der Meinungs- und Pressefreiheit
und um das, was möglich ist, zu veröffentlichen, auch
über weniger Prominente – den Konzernchef, der sich
gern im Hintergrund hält, oder den Bürgermeister ei-
ner Stadt, der Wasser predigt und selbst Champagner
säuft. So hat das erste Caroline-Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) vom
Juni 2004 die bundesdeutsche Rechtsprechung zu
Abbildungen von Personen der Zeitgeschichte ent-
scheidend verändert (siehe M 4/2008).

In ihrem zweiten Verfahren vor dem Menschen-
rechtsgerichtshof in Straßburg scheiterte die Hanno-
versche Prinzessin allerdings – wie schon im Juli 2008
vor dem Bundesgerichtshof. Der Abdruck von Ur-
laubsfotos des Ehepaars, die im Zusammenhang mit
der Berichterstattung über den Gesundheitszustand
von Fürst Rainier von Monaco und der Vermietung
einer Villa des Ehepaares in Kenia in einer deutschen
Illustrierten im Jahre 2002 veröffentlicht wurden, sei
nicht zu beanstanden, urteilten die Richter am 7. Feb-
ruar 2012.

Die vom BGH und danach vom Bundesverfas-
sungsgericht vorgenommene Einstufung der Erkran-

kung als zeitgeschichtliches Ereignis sei „nicht unan-
gemessen“. Das Urlaubsfoto trage im Zusammenhang
mit dem Artikel zu einer „Debatte von allgemeinem
Interesse“ bei – und somit sei eine „sorgfältige Abwä-
gung“ zwischen dem Recht auf freie Meinungsäuße-
rung und dem Recht auf Achtung des Privatlebens
anhand der vom EGMR entwickelten Kriterien vorge-
nommen worden.

Alles öffentlich, Berichterstattung erlaubt. In der
Medien-Berichterstattung über das „Prinzessin-Caro-
line-Urteil“ ging die zweite Entscheidung der Straß-
burger Richter völlig unter, obwohl sie eigentlich die
wichtigere ist: Sie haben nämlich einer Beschwerde
des Axel Springer Verlags stattgegeben, der von deut-
schen Gerichten wegen Artikeln über den Kokainfund
bei einem bekannten TV-Kommissar, dessen Festnah-
me und Strafverfahren wegen Missachtung der Privat-
sphäre verurteilt worden war.

Da der Schauspieler öffentlich auf demMünchner
Oktoberfest festgenommen worden sei und zuvor in
Interviews Einzelheiten aus seinem Privatleben preis-
gegeben habe, konnte er „nur in beschränktem Maße
darauf vertrauen, dass seine Privatsphäre wirksam ge-
schützt würde“, so der EGMR. Außerdem habe die Bild-
Zeitung ihre Informationen über die Identität des Man-
nes von der Polizei und der Staatsanwaltschaft erhalten.
Die Artikel aus den Jahren 2004 und 2005 beträfen da-
her öffentlich zugängliche Informationen aus der Jus-
tiz, an denen die Öffentlichkeit ein Interesse habe. Die
gerichtliche Verfügung gegen die weitere Veröffentli-
chung von Artikeln sei ein Verstoß gegen Artikel 10
(Freiheit der Meinungsäußerung) der Europäischen
Menschenrechtskonvention. Deutschland muss dem
Verlag rund 50.200 Euro Schadenersatz zahlen.

Keine Einzelheiten aus Gerichtsverhandlung. Die-
se Freiheit wurde eine Woche später durch drei Urteile
des Oberlandesgerichts Köln – unter anderem auch
für die Bild-Zeitung – wieder versucht zu beschränken.
Tatsächlich entschieden die Kölner Richter am
14. Februar, dass eine Berichterstattung über Umstän-
de aus dem privaten Lebensbereich eines Angeklagten
auch dann nicht ohneWeiteres zulässig sei, wenn die-
se in einer öffentlichen Gerichtsverhandlung erörtert
worden sind. Natürlich ging es um den sogenannten
Kachelmann-Prozess.

„Gericht weist Berichterstattung in die Schran-
ken“, titelte das Branchenmagazin Horizont, denn das
OLG gab den Klagen des im Strafverfahren freigespro-
chenen Angeklagten Recht. Nach Ansicht der Kölner
Richter stellen die Veröffentlichungen unter anderem
über das Sexleben des Wettermoderators einen unzu-
lässigen Eingriff in die Persönlichkeitsrechte von
Kachelmann dar. Eine Revision beim Bundesgerichts-
hof wurde zugelassen.

Politische Funktionen nicht privat. Eine interessan-
te höchstrichterliche Entscheidung zu Persönlich-
keitsrechten versus Pressefreiheit wurde am 31. Januar
veröffentlicht. In einem Urteil vom 20. Dezember
2011 (Az.: VI ZR 262/10) wies der Bundesgerichtshof
die Revision gegen die Entscheidung des Kammer-
gerichts Berlin zu einem 2009 vom Spiegel veröffent-
lichten Online-Artikel zurück, der sich mit dem Vor-
wurf einer Sozialbehörde befasste, sie sei von einem
Verein nicht ausreichend über den Verbleib von Fin-

Kachelmann,
Caroline & Co.
Höchstrichterliche Urteile für jeden Medienmacher interessant

➧ Urteile

EGMR – Urteil vom
07.02.2012 (Appl. no.
40660/08) Caroline
EGMR – Urteil vom
07.02.2012 (Appl. no.
39954/08) Springer Verlag
http://cmiskp.echr.coe.int/

OLG Köln – Urteile vom
14.02.2012
(Az.: 15 U 123/11,
15 U 125/11 und
15 U 126/11)
http://www.justiz.nrw.de

BGH – Urteil vom 20.12.2011
(Az.: VI ZR 262/10)
http://juris.bundesgerichts-
hof.de

BVerfG – Beschluss vom
25. Januar 2012 (Az.: 1 BvR
2499/09 und 2503/09)

Wenn es um das monegassische Fürstenhaus geht, ist das Medieninteresse riesig, sind
die Grenzen zwischen Berichterstattung und auflagesteigerndem Voyeurismus
fließend. Seit über 20 Jahren versucht Prinzessin Caroline möglichst alle ungenehmen
(Foto-)Veröffentlichungen über sich nebst Familie zu unterbinden – mittlerweile als
Caroline von Hannover im Verbund mit Ehemann Ernst August.

RECHT + POLITIK
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delkindern informiert worden. In dem Artikel heißt
es, das Vorstandsmitglied des Vereins habe in den
1970er und 1980er Jahren dem „Kommunistischen
Bund“ angehört und dort Frauenpolitik gemacht. Die
Betroffene klagte und verlangte Unterlassung.

Der BGH gab dem wie die Vorinstanzen nicht
statt. Diese Äußerungen über die politische Vergan-
genheit der im Mittelpunkt des Artikels stehenden
Person seien nicht der Privat-, sondern der Sozialsphäre
zuzuordnen, wenn die wahrgenommene Funktion in-
nerhalb der politischen Gruppierung notwendigerwei-
se auf Außenwirkung gerichtet war. Dabei komme es
nicht darauf an, ob die Person selbst öffentlichwirk-
sam aufgetreten ist. Eine die Sozialsphäre betreffende
Berichterstattung sei aber erst unzulässig, wenn sie
schwerwiegende Auswirkungen auf das Persönlich-
keitsrecht habe, „so etwa dann, wenn eine Stigmati-
sierung, soziale Ausgrenzung oder Prangerwirkung zu
besorgen sind“, urteilte der BGH.

Kein absoluter Schutz für Jugendliche. Auch für
minderjährige „Prominente“ gibt es keinen absoluten

Schutz vor einer identifizierenden Berichterstattung –
wie ihn das Land- und das Oberlandesgericht Ham-
burg in ihren Urteilen zur Berichterstattung über eine
„Randalenacht“ der Söhne des Schauspielers Uwe
Ochsenknecht konstatiert hatten. Aufgrund der Ver-
fassungsbeschwerde des Verlags der Sächsischen Zei-
tung, hat das Bundesverfassungsgericht mit Beschluss
vom 25. Januar den Schutz junger Menschen vor Be-
richterstattung in den Medien relativiert.

Die von den Hamburger Gerichten angenomme-
ne „Regelvermutung“ des grundsätzlichen Vorrangs
des Persönlichkeitsrechts gegenüber der Meinungsfrei-
heit, sobald es um den Schutz von Jugendlichen oder
jungen Erwachsenen gehe, sei „aus verfassungsrecht-
licher Sicht zu eng und undifferenziert“. Es müsse be-
rücksichtigt werden, „dass die Presse zur Erfüllung ih-
rer Aufgaben nicht grundsätzlich auf eine anonymi-
sierte Berichterstattung verwiesen werden kann“. Die
beiden Jugendlichen hätten in der Öffentlichkeit „ein
Image als JungeWilde’ gepflegt und ihre Idolfunktion
kommerziell ausgenutzt“. Nun muss das Landgericht
Hamburg neu entscheiden. Rüdiger Lühr n

Nun ist das Urteil endgültig: In Dezember vergange-
nen Jahres erteilte das Landesarbeitsgericht Berlin-
Brandenburg in zweiter Instanz der Ausbeutung einer
Praktikantin eine klare Abfuhr. In der Berufung war
der Fall der jungen Übersetzerin Magdalena W. ver-
handelt worden, die bei der Babelsberger Produktions-
firma Lavendelfilm GmbH im November 2008 ein
sechsmonatiges Praktikum angetreten hatte. Die Ver-
gütung von lediglich 200 Euro monatlich hatte die
Österreicherin zunächst in Kauf genommen. Sie war
davon ausgegangen, dass sie unter kompetenter An-
leitung viel über die Filmbranche lernen würde.
Schließlich hieß es im Praktikumsvertrag, sie werde
„zum Erwerb von Erfahrungen und Kenntnissen im
Berufsbild Übersetzerin/Medienkommunikation in
der Firma eingesetzt“. Außerdem hoffte Magdalena –
nach einem vielversprechenden Telefongespräch mit
der Chefin von Lavendelfilm – auf eine Weiterbeschäf-
tigung nach Ende des Praktikums.

Die Praxis sah anders aus: Das Praktikum ent-
puppte sich als Vollzeitjob, in dem Magdalena eigen-
verantwortlich und fast ohne Anleitung 16 Folgen der
US-Fernsehserie Gossip Girl übersetzte. Nebenbei er-
ledigte sie Büro- und Managementaufgaben. Auch der
Traum einer anschließenden Anstellung zerplatzte.

Enttäuscht wandte sich die gewerkschaftlich or-
ganisierte Übersetzerin an ver.di. Dort ließ sie sich von
Kathlen Eggerling beraten, Projektmanagerin bei con-
nexx.av, der Interessenvertretung für Mitarbeiter von
Rundfunk, Film, AV-Produktionen und Neuen Me-
dien. „Nach meiner Einschätzung passte hier nur das
Entgelt in die Kategorie Praktikum, nicht aber die Ar-
beitsleistung, die von Magdalena erwartet wurde, die
ihr übertragene Verantwortung und ihre hohe Quali-

fikation“, so Eggerling. Nachdem connexx.av und die
ver.di-Rechtsabteilung dies herausgearbeitet und be-
legt hatten, riet Eggerling Magdalena, die Filmfirma
auf Lohnnachzahlung zu verklagen.

Schon in erster Instanz bestätigte das Potsdamer
Arbeitsgericht die ver.di-Sicht: Die Klägerin sei eine Ar-
beitnehmerin gewesen, „da sie im streitbefangenen
Zeitraum einer Tätigkeit nachgegangen sei, die keinen
weiteren Ausbildungszwecken gedient habe“. Es
sprach Magdalena Ende 2010 eine Nachzahlung von
11.000 Euro zu. Die Chefin der Lavendelfilm akzep-
tierte das Urteil nicht. Sie ging in die Berufung mit der
Begründung, dass Magdalena zum Zeitpunkt ihrer Tä-
tigkeit bei der Lavendelfilm durch ein EU-Programm
gefördert worden sei. Das Berufungsgericht stufte die-
se Förderung als für den Sachverhalt nicht relevant
ein. Es bestätigte die Einschätzung des Potsdamer Ar-
beitsgerichts und wertete die Vertragsbeziehung der
Parteien als Arbeitsverhältnis. Allerdings setzte es die
zu zahlende Vergütung unter anderem aufgrund des
Status der Klägerin als Berufsanfängerin niedriger an
als die Vorinstanz: Lediglich 1.300 Euro brutto stün-
den Magdalena monatlich zu und nicht 1.725,75 wie
es der Tarifvertrag VTFF vorsieht.

Insgesamt beurteilt Kathlen Eggerling den Aus-
gang des Verfahrens positiv. Es sei jedoch ein Wer-
mutstropfen, dass als gehaltliche Grundlage der Tarif-
vertrag nicht anerkannt worden ist, obwohl er den
Synchronbereich in die Geltung einbezieht. Sie hoffe,
dass sich nun viele Praktikanten über ihre Rechte in-
formieren und darüber, was ein Praktikum eigentlich
bedeutet, so Eggerling weiter. „Vor Magdalenas Ent-
schluss, sich zu wehren, habe ich große Hochachtung.
Und sie arbeitet immer noch in der Branche!“ ucb n

Kathlen Eggerling,
Projektmanagerin bei
connexx.av in ver.di

Connexx.av ist die
Interessenvertretung
für Mitarbeiter von

Rundfunk, Film,AV-Produktionen
und Neuen Medien

Recht für Praktikantin
Ausbeutung in Filmproduktionsfirma juristisch gebrandmarkt
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Seit sechs Jahren liegt Marvin Oppong im Clinch mit
dem Westdeutschen Rundfunk (WDR). Der freie Jour-
nalist aus Bonn will von der größten öffentlich-recht-
lichen Sendeanstalt wissen, an wen und in welchem
Umfang sie Aufträge vergibt. Der WDR aber weigert
sich bislang beharrlich, auf die Fragen zu antworten.
Oppong bleibt hartnäckig. Im Februar 2012 geht er
aus dem ungleichen Duell (siehe auch M 1–2/2010)
als Sieger hervor – zumindest vor Gericht. An die
gewünschten Informationen ist er aber noch nicht ge-
kommen.

Am 9. Februar entschied das Oberver-
waltungsgericht (OVG) Münster, dass
der WDR gegenüber Marvin Oppong
Auskunft geben muss. Der Sender sei
nach dem Informationsfreiheitsgesetz
(IFG) dazu verpflichtet, heißt es in der
Begründung. Das 2002 in Nordrhein-
Westfalen in Kraft getretene IFG soll
Bürgern den Zugang zu allen bei den
öffentlichen Stellen des Landes vor-
handenen Informationen ermögli-
chen. Der WDR betrachtete sich bis-
lang nicht als Teil der staatlichen Ver-
waltung und somit von dem Gesetz
ausgenommen. Ein Irrtum, wie sich
nun herausgestellt hat. Doch noch vor
zwei Jahren folgte das Verwaltungs-
gericht Köln der Einschätzung des Sen-
ders und wies die Klage von Oppong in
erster Instanz ab.

Für Ausdauer belohnt.Der 29-jährige
Jura-Student und sein Anwalt gingen
in Berufung und wurden für ihre Ausdauer belohnt.
„Jedermann hat nun das Recht, beimWDR einen IFG-
Antrag zu stellen“, so Oppong. Der Sender spielt die
Entscheidung des OVG in einer kurzen öffentlichen
Stellungnahme herunter und behauptet, er sei nur „in
engen Grenzen“ zur Auskunft verpflichtet. Tatsächlich
stellt das OVG klar, dass die Informationen „keine
Rückschlüsse auf das Redaktionsgeheimnis“ zulassen
dürfen. Oppong sagt, dass diese Gefahr in seinem Fall
nicht bestehe.

Kaum war das Urteil gesprochen, hat Oppong sei-
ne Anfrage erneuert. Im Jahr 2006 schickte er das erste
Mal eine Liste mit Namen von Firmen und Privatper-
sonen an den WDR, um zu erfahren, mit wem die
größte öffentlich-rechtliche Sendeanstalt Geschäfts-
beziehungen pflegt. Versicherungen, Banken, Messe-
veranstalter, Produktionsfirmen und Medienberater
finden sich darauf. Der Sender reagiert heute wie eh
und je: mit Schweigen. „Unser Justiziar überprüft den
Vorgang“ antwortet die Pressestelle in einer E-Mail,
erst nach mehrfacher Nachfrage.

Die mangelnde Auskunftsfreude des Senders be-
feuerte offenbar das Misstrauen bei Marvin Oppong.
Den Nachwuchsjournalisten treibt der Verdacht an,

Mitglieder desWDR-Rundfunkrates könnten Geschäfte
mit dem Sender machen. Das aber verbietet das WDR-
Gesetz. Andernfalls erlischt die Mitgliedschaft in dem
Kontrollgremium. Oppong hat so seine Zweifel, dass
alles mit rechten Dingen zugeht. Seine Recherche
kreist vor allem um eine Person: Horst Schröder. Der
Kölner sitzt seit sieben Jahren im Rundfunkrat des
WDR. Er vertritt dort die Film- und Fernsehwirtschaft.
Bis vor einem Dreivierteljahr führte Schröder außer-

dem die Geschäfte des AV-Gründerzentrums NRW für
junge Filmemacher in Köln.

Auf der Internetseite des WDR ist Oppong erst-
mals auf Schröder gestoßen – und wurde neugierig.
„Horst Schröder gab dort an, Berater für Banken und
Medienunternehmen zu sein“, erzählt er. Anschlie-
ßend habe er ihn gefragt, ob er auch denWDR berate.
Schröder habe sich dazu nicht äußern wollen. Statt-
dessen sei der Eintrag von der Internetseite ver-
schwunden. Oppongs Misstrauen war geweckt. Hand-
feste Belege für Geschäfte zwischen dem WDR und
Schröder fand er aber nicht. Deswegen hakte er beim
Sender nach.

Keine Beziehungen. Sechs Jahre und zwei Gerichts-
verhandlungen später ruft er im Februar dieses Jahres
erneut bei Schröder an und wiederholt seine Frage.
Wieder lässt ihn Schröder abblitzen. So berichtet es je-
denfalls der Journalist. Schröder hingegen sagt nun
gegenüber M, dass er Oppong schon einmal gesagt ha-
be, dass er in keiner geschäftlichen Beziehung zum
WDR stehe. „Weder direkt noch indirekt“, so Schrö-
der. Mit Nachdruck fügt er hinzu: „Das gilt für den ge-
samten Rundfunkrat.“ Michael Billig n

Sender muss Auskunft geben
Informationsfreiheitsgesetz gilt auch für öffentlich-rechtlichen WDR
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In einigen Balkan-Ländern sind in jüngster Zeit Inter-
net-Initiativen entstanden, die der etablierten und po-
litisch abhängigen Medienwelt Konkurrenz machen.
Neue, interaktive Medienformate sollen die festge-
fahrenen Debatten und das Kartell der Parteien auf-
brechen, so die Hoffnung der Initiatoren.

Das Klischee vom Balkan-Temperament täuscht. „Das
große Problem hier in Bosnien-Herzegowina und in
anderen Ländern auf dem Balkan ist die Passivität der
Menschen. Sie glauben, an der politischen Situation
ohnehin nichts ändern zu können. Sie ziehen die Po-
litiker darum nicht zur Verantwortung, wenn sie un-
zufrieden sind.“ Darko Brkan wäre keinen Artikel
wert, hätte er einfach nur diese Meinung. Denn
lamentiert wird auf dem Balkan viel. Aber er belässt
es nicht beim Lamento. Vor gut zehn Jahren hat er
mit seinem Bruder Boris die Initiative „Zasto ne?“ ge-
gründet – oder „Warum nicht?“ Der Name steht für
das Denken in Alternativen. „Unser Ziel ist eine Ge-
sellschaft, in der der Bürger mehr Verantwortung
übernehmen kann.“ Bislang mangelt es ihm dafür an
verlässlichen Informationen. In Zeitungen und Fern-
sehen herrscht eine Kultur der Sprücheklopfer, die
mehr verwirrt und aufheizt als klärt. An kritischer
Analyse fehlt es vollkommen.

Faktencheck. Darko und sein Bruder Boris sind In-
formatiker. Sie glauben an die neuen Möglichkeiten,
die das Internet für die Pressefreiheit bietet. Brkan hat
sich vorgenommen, der alten politischen Garde in
den Parteien das Leben schwer zu machen, zum Bei-
spiel mit „Istinomjer“. Das Projekt ist ein Faktencheck
von Behauptungen von Politikern und
ihren Versprechungen. Wörtlich bedeu-
tet es „Wahrheitsmesser“. Ein 10-köpfi-
ges Team von politischen Analysten und
Journalisten prüft den Wahrheitsgehalt
von Statements und checkt, ob die Par-
teien sich an ihre Versprechen halten. In
dem Balkan-Land eine revolutionäre Sa-
che: Denn bislang kam niemand ernst-
haft auf die Idee, dass man Politiker beim
Wort nehmen sollte.

Auf dem Balkan ist es auch ein Jahr-
zehnt nach dem letzten Krieg um die
Pressefreiheit schlecht bestellt. Die Ge-
fahren gehen heute allerdings nicht
mehr von Kriegspropagandisten und Al-
leinherrschern aus. Das Problem ist heute
eher die allgemeine Radikalisierung auf-
grund von Armut und Perspektivlosig-
keit. Während die Nachbarländer Kroa-
tien und Serbien auf dem Weg in die Eu-
ropäische Union sind, ist der Fortschritt in Bosnien-
Herzegowina eine Schnecke. Die oft traumatischen
Kriegserlebnisse und die Angst vor der Zukunft erzeu-
gen bei vielen Menschen einen fatalen Zwang zur
Loyalität zur eigenen Volksgruppe. Das schwächt jede

ernsthafte Opposition. Eine kritische Öffentlichkeit
gibt es kaum.

Von den klassischen Medien haben die regieren-
den politischen Parteien wenig zu befürchten. Es
herrscht eine permanente große Koalition der fast aus-
schließlich ethnisch definierten Parteien. Die Medien
haben schon vor und während der Kriege der 90er
Jahre eine unheilvolle Rolle gespielt und viele tun es
bis heute. Die Zeitungen lassen sich in Bosnien-Her-
zegowina klar Parteien zuordnen. Die wichtigste Zei-
tung des Landes gehört etwa dem Polit-Unternehmer
Fahrudin Radoncic, dessen eigentliche Absicht es ist,
mit Hilfe der Zeitung und seiner Partei, der musli-
misch-bosniakischen SBB, einer der Präsidenten des
Landes zu werden.

Mehr Verantwortung. Die Proteste gegen das regie-
rende Parteienkartell sind bislang gering. „Unser Ziel,
ist, dass sich der gesellschaftliche Diskurs in Bosnien-
Herzegowina verändert“, sagt Darko Brkan. Weg vom
endlosen und sinnlosen Streit, wer schuld am Krieg
ist und wie es mit dem Land weiter geht, hin zu poli-
tischen Sachfragen: „Wir möchten den Bürgern des
Landes helfen, Verantwortung zu übernehmen und
kritischer gegenüber ihren Politikern zu werden.“

Das ist keine leichte Aufgabe in einem Land, in
dem es so gut wie keine eigenständige Zivilgesell-
schaft gibt. Außer den religiösen Organisationen be-
stimmen die Parteien und die staatlichen Institutio-
nen die öffentliche Debatte. „Wichtig ist für uns, dass
wir unparteiisch sind und bleiben. Ansonsten würden
wir unsere Glaubwürdigkeit verlieren“, sagt Brkan.
„Das heißt: Wir bewerten nicht die Ziele der Parteien.

Wir prüfen, ob sie ihre Ziele erreichen.
Ob die Ziele gut oder schlecht sind, muss
jeder für sich beurteilen.“ Die Ergebnisse
sind ernüchternd: Eine der letzten Unter-
suchungen von „istinomjer“ hat erge-
ben, dass die Parteien gerade einmal fünf
Prozent ihrer Versprechen eingehalten
haben. Trotzdem ist Brkan kein Zyniker,
wie sonst so viele im Land. „Wenn man
genauer hinsieht, sieht man auch Positi-
ves: Es gibt in Bosnien-Herzegowina auch
Politiker und Beamte, die kompetent
sind und ihr Bestes geben.“

Mit einem anderen Projekt hat
Brkan versucht, etwas über die politische
Meinung der Bosnier zu erfahren. Der
„glasometar“ ist ein Wahlomat, wie es
ihn auch in Deutschland gibt. Nur, dass
in Bosnien viele Menschen gar nicht wis-
sen, ob sie „rechts“ oder „links“ sind,
und viele gar nicht wissen, was das ist.

„Der glasometar ist daher auch eher als Denkanstoß
gedacht. Die Menschen sollen angeregt werden, da-
rüber nachzudenken, welche politische Überzeugung
sie eigentlich haben.“ Viele müssen sie erst noch
finden. Hubert Beyerle, Sarajevo n

Wahrheitsmesser für Politiker
Fortschritt in Bosnien-Herzegowina kommt nur im Schneckentempo voran

MEDIEN + INTERNATIONAL

➧ Wahrheitsmesser

Initiativen, die die Behaup-
tungen und Versprechungen
von Politikern prüfen,
gibt es in ähnlicher Form in
Bosnien-Herzegowina, in
Serbien, in Montenegro und
Mazedonien. Sie arbeiten
eng zusammen und tau-
schen ihre Erfahrungen aus.
Die Initiativen werden vor
allem von Stiftungen und
Organisationen aus Amerika
undWesteuropa finanziert.
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Darko Brkan und sein Bruder
Boris wollen den kritischen
gesellschaftlichen Diskurs an-
kurbeln
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Im Oktober tauchten Polizeibeamte in ihrem Heimatdorf
im Süden Sambias auf und verhörten Ihren Großvater.
Der 83-jährige Mann sollte ihren Aufenthaltsort preis-
geben, warum?

Ich weiß nicht, welchen Anlass die Polizei dieses Mal
hatte. Generell ist es so, dass die Regierung mir und
der Redaktion des Zambian Watchdog vorwirft, den
Präsidenten Michael Sata zu beleidigen, schlecht über
das Land zu berichten und die öffentlichen Institu-
tionen an den Pranger zu stellen. In Sambia gibt es
Gesetze, die so etwas unter Strafe stellen.

Und sind die Vorwürfe berechtigt?

Nein, denn wir berichten über die Verhältnisse in
Sambia: über Korruption, die weit verbreitet ist, über
Tatsachen wie das Fehlen von Medikamenten in den
Hospitälern, über die Seilschaften zwischen den Anhän-
gern des Präsidenten und innerhalb der Ministerien.
Wir kritisieren, decken auf und werden dafür verfolgt.

Sie mussten Ende 2010 fluchtartig ihr Heimatland ver-
lassen?

Ja, wir haben damals über einen Mordprozess berich-
tet und dabei die Bestechlichkeit und Willfährigkeit
der Justiz beleuchtet. Daraufhin hat der Vorsitzende
Richter Gregory Phiri unsere Arbeit als schwerwiegen-
den Angriff auf den Richter und das Rechtssystem des
Landes angesehen. Wir wurden zur Fahndung ausge-
schrieben und ich konnte Sambia gerade noch recht-
zeitig verlassen.

In Richtung Europa?

Ja, und das habe ich dem Kontakt zum schwedischen
„Fojo Media Institute“ zu verdanken. Das Institut
setzt sich in Schweden und darüber hinaus für die

freie Meinungsäußerung ein und hatte mich in der
Vergangenheit zu zwei Tagungen eingeladen. Über
das Institut bin ich dann zur „Hamburger Stiftung für
politisch Verfolgte“ gekommen. Die hat mich schließ-
lich für ein Jahr nach Hamburg eingeladen, um aus
der Schusslinie zu kommen.

Erfolgreich?

Ja und nein. Ich habe die Zeit in Hamburg genutzt,
um den Auftritt des Zambian Watchdog zu verbessern.
Dort habe ich gelernt, wie man eine Internet-Zeitung
besser gestalten, wie man etwas Geld verdienen, wie
man professioneller arbeiten kann. Das hat sich posi-
tiv bemerkbar gemacht, denn heute ist die Webseite
deutlich bekannter als vor einem Jahr – selbst Regie-
rungsmitarbeiter rufen sie morgens gleich als erste
auf. Auf der anderen Seite hat sich an meiner Situa-
tion nicht viel geändert, denn ich kann nicht nach
Sambia zurückkehren. Zurzeit halte ich mich in Süd-
afrika auf, um von hier aus die Zeitung zu koordinie-
ren. Alle unsere Korrespondenten arbeiten Under-
cover und wir nennen auf der Website auch nicht im-
mer die Namen der Autoren.

2003 haben Sie den Zambian Watchdog gegründet. Wie
kam es zu dieser Entscheidung?

Oh, ich war es leid weiter für Regierungsblätter zu
schreiben. Ich war frustriert und wollte an dem Spiel
nicht mehr teilnehmen.

MEDIEN + INTERNATIONAL

Auf der Flucht
Journalist gibt „ZambianWatchdog“ im Internet heraus

Lloyd Himaambo heißt der 38-jährige Journalist und Herausgeber vom
„Zambian Watchdog“. Seit mehr als einem Jahr muss er die kleine Redaktion und
das Erscheinen des Online-Mediums aus dem Ausland koordinieren.
Erst aus Deutschland, nun aus Südafrika.

www.zambianwatchdog.com

➧ Hamburer Stiftung für politisch Verfolgte

Die Hamburger Stiftung für politisch Verfolgte wurde
1986 in der Hansestadt gegründet. Sie vergibt jedes Jahr
fünf Stipendien an politisch verfolgte Journalisten,
Anwälte und Fotografen aus aller Welt, damit sie sich von
ihrem Kampf für Freiheit und Menschenrechte ein Jahr
erholen können. Vorsitzender der bundesweit einmaligen
Stiftung ist Hamburgs Erster Bürgermeister.
Seit 1986 wurden mehr als 130 Menschen nach Hamburg
eingeladen.

Lloyd Himaambo
in seiner Online-Redaktion
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An welchem Spiel?

Sambia ist ein Land mit einer sehr tief verankerten
Korruption und da ist auch das Mediensystem invol-
viert. Nehmen wir die unabhängige Tageszeitung The
Post als Beispiel. Die stand bei den letzten Wahlen auf
der Seite der Opposition und hat sie quasi ins Präsi-
dentenamt getragen. Nun vertritt sie die Interessen
von Präsident Michael Sata und greift die Opposition
an. Das ist genau das Verhalten, welches wir im Zam-
bian Watchdog zum Thema machen.

Gibt es noch andere alternative Medien?

Nein, in Sambia gibt es keine Pressefreiheit. Es gibt
Gesetze, die die Rechte der Presse einschränken und
wir haben einen Präsidenten, der sich als oberster
Kämpfer gegen Korruption in Szene setzt und unter
diesem Vorwand systematisch gegen die Opposition
vorgeht.

Die Zeitung erschien erst als gedruckte Ausgabe, seit
2008 nur noch Online. Eine gute Entscheidung?

Ja, die Umstellung haben wir nie bereut und mit
100.000 Lesern haben wir eine respektable Größe er-
reicht und konnten in den letzten Monaten auch den
Auftritt noch einmal verbessern. Dafür ist vor allem
die Unterstützung aus Deutschland, aber auch die
Open Society Foundations verantwortlich, die uns für
ein Jahr unterstützte. Im Februar ist die Hilfe ausge-
laufen.

Wie kann man ein Medium wie den Watchdog finan-
zieren?

Es ist schwierig. Unsere Einnahmen über die Werbung
reichen für etwa die Hälfte der Ausgaben. Wir wissen
nicht, wie viele Korrespondenten wir noch beschäfti-
gen können, alle Kosten müssen auf den Prüfstand.
Aber immerhin ist unsere technische Ausstattung
durch meinen Aufenthalt in Deutschland und zahl-
reiche Spenden heute deutlich besser. Grundsätzlich
brauchen wir aber ein zweites finanzielles Standbein.

Gibt es noch Redaktionsräume in Lusaka?

Nein, die Räume der Redaktion wurden früher schon
verwüstet, Computer zerstört, so dass wir alle mobil
arbeiten. Letztlich wurde das ganze Arsenal der Ein-
schüchterung gegen uns aktiviert – von der Steuer-
fahndung über den Druck auf Anzeigenkunden bis
zur persönlichen Verfolgung. Die hat Bestand und
wann ich wieder einmal nach Sambia reisen kann,
steht in den Sternen. Das Gespräch führte

Knut Henkel n

MEDIEN + INTERNATIONAL

➧ Open Society Foundations

Open Society Foundations ist eine Gruppe von Stiftungen,
die vom Milliardär George Soros ins Leben gerufen wur-
de. Die Stiftungen vertreten den Gedanken einer Offenen
Gesellschaft mittels der Unterstützung von Initiativen der
Zivilgesellschaft. Sie unterhalten mehrere Büros. Die Zen-
trale befindet sich in NewYork.
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Iranische Filmschaffende sind international erfolg-
reich. Zuletzt gingen der Oscar und der Golden Globe
für den besten fremdsprachigen Film an die iranische
Produktion „Nader und Simin – Eine Trennung“ von
Asghar Farhadi. Das ist für das herrschende System der
islamischen Republik Iran kein Grund zu Freude, im
Gegenteil, es wird alles getan, um die Arbeit der Re-

gisseure und Schauspieler ein-
zuschränken.

Im Januar wurde das „Khaneh
Cinema“ (Haus des Kinos) durch
das „Ershad-Ministerium“(Irani-
sches Ministerium für Kultur und is-

lamische Führung) aufgelöst. Das „Haus des Kinos“ wirkt als
Berufsverband und hat gegenwärtig 5.000 Mitglieder.
Unter seinem Dach sind eine Reihe von Verbänden und Orga-
nisationen der Filmebranche des Iran (Produzenten und Regis-
seure, Drehbuchautoren und Cutter, Kinobetreiber und Verlei-
her) gemeinsam aktiv. Hier gibt es Hilfe und Unterstützung für
Filmemacher in Rechtsfragen und bei der Weiterbildung. Seit
der Gründung 1986 erhielt die Einrichtung per Beschluss des
iranischen Parlaments 3 Prozent der nationalen Filmeinnahmen,
um so „dasWohlergehen und die professionellen Bedingungen
der Filmgemeinschaft zu verbessern“. Das gilt jetzt offenbar
nicht mehr.

Zu den Widersachern gegen den Berufsverband gehört
Behrouz Jafari, Parlamentsabgeordneter und Mitglied des par-
lamentarischen Kulturausschusses. Er hatte gegenüber der
Nachrichtenagentur Fars News erklärt: „Das Haus des Kinos ist
ein Berufsverband, der sich in letzter Zeit mehr mit politischen
Dingen beschäftigt hat als mit beruflichen Fragen. Daher sollten
die Aufsichtsbehörden erwägen, der Organisation die Lizenz zu
entziehen.“ Sie habe sich „schon immer in die Politik einge-
mischt, indem es regimefeindliche Filme geehrt und Filmema-
cher unterstützt hat, die gegen das Regime agierten oder Ver-
brechen gegen die Sicherheit begingen“. So ließ das Verbot
nicht lange auf sich warten.

Beispielhaft dagegen die solidarische Haltung der Film-
schaffenden untereinander. Zu nennen sind die Parteinahme
und die Proteste gegen die Verhaftung und dieAusreiseverbote
vieler iranischer Regisseure in den vergangen drei Jahren, wie
im Fall der zwei renommierten Regisseure Jafar Panahi oder
Bahman Farmanara. Es kam dabei zu scharfen Kontroversen
zwischen dem „Haus des Kinos“ und dem Kulturministerium.
Mitte September letzten Jahres waren sechs unabhängige
Dokumentarfilmer unter dem Vorwurf festgenommen worden,
für den persischsprachigen Dienst der BBC gearbeitet und Filme
mit dem Ziel produziert zu haben, „dem Ruf des Irans zu scha-
den“. Das „Haus des Kinos“ hat sich für ihre Freilassung ein-
gesetzt. Die BBC hatte nach der Festnahme der Filmemacher
erklärt, dass die Dokfilmer nicht in ihrem Auftrag unterwegs
waren. Die Rechte an ihren Filmen hat die BBC anschließend
gekauft.

Zahlreiche Regisseure und Schauspieler haben als Protest
gegen die Schließung ihres Hauses die Internationalen Fadschr
Filmfestspiele (Dschaschn-Vareh-yeFadschr) im Februar boykot-
tiert. Das Festival wurde 1982 am Jahrestag der islamischen
Revolution in Teheran unter Aufsicht des Kulturministeriums ins
Leben gerufen. Der international mehrfach ausgezeichnete Re-
gie-Veteran Bahman Farmanara gab in einer Aktion während
der Filmfestspiele drei wichtige iranische Preistrophäen zurück.

Kambiz Behbahani n

Iranische
Filmemacher

protestieren gegen
Zerschlagung ihres
Berufsverbandes

Haus des Kinos aufgelöst

➧ Offener Brief an UN

In einem offenen Brief
an den UN-Sonder-
berichterstatter für
Menschenrechte im Iran
verurteilt die iranische
Friedensnobelpreisträge-
rin Shirin Ebadi die Auf-
lösung des Berufsver-
bandes iranischer Film-
schaffender. Berufliche
und bürgerliche Institu-
tionen gehörten zu den
wichtigen Instrumenta-
rien einer Demokratie,
so Ebadi. Shirin Ebadi
hat an die Vereinten Na-
tionen appelliert, die er-
folgte Schließung des
iranischen „Hauses des
Kinos“ in ihre Bewer-
tung der Menschen-
rechtssituation in Iran
einfließen zu lassen.

http://englishtogerman.wordpress.
com/2012/01/11/
un-soll-schliesung-des-iranischen-
hauses-des-kinos-prufen/

Shirin Badri, Friedens-
nobelpreisträgerin
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connexx.av
Interessenvertretung für Mitarbeiter von
Rundfunk, Film,
AV-Produktion und Neue Medien

Stellenausschreibung

Gewerkschaftssekretär/in
connexx.av München
07.März 2012

connexx.av ist ein Projekt von ver.di in den Zukunftsbranchen der Mediengesellschaft.
Wir arbeiten für die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen von
Medienschaffenden aus Rundfunk, New Media, Film und AV-Produktionsbetriebe.
Für das Büro München ist die Stelle eines/r Projektmitarbeiters/in ab sofort wieder zu
besetzen.

Arbeitsschwerpunkt ist die Betreuung der Medien in Bayern innerhalb des
Fachbereichs 8 von ver.di

Dazu gehören insbesondere anteilmäßig
• Betreuung von und Kontakte zu, Betriebs- und Personalräten,
Mitarbeitern und Freien

• Betreuung des Verbandes öffentlich-rechtlicher Rundfunk Bayern
• Betreuung des Verbandes Privater Rundfunk Bayern
• Betreuung ver.di FilmUnion Süd
• Betriebs- und Konzernbetreuung entsprechend connexx.av Schwerpunkten

Anforderungen an die Projektmitarbeiter/innen sind:

• Kenntnisse in Arbeitsrecht, Tarifrecht, Betriebsverfassungsrecht,
Personalvertretungsrecht, Urheberrecht, Sozialversicherungsrecht

• Branchenkenntnisse im öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunk, New Media,
Film, AV-Produktion

• Fähigkeit und Bereitschaft zur Teamarbeit und in Projektstrukturen
• Durchsetzungsvermögen, Moderations- und Beratungskompetenz
• Kompetenz in der Büroorganisation
• Umfassende PC-Kenntnisse (MS Office, Outlook), versierter Umgang mit modernen
Kommunikationsmitteln (E-Mail, Internet, Portalen etc.)

• Sicheres Auftreten sowie gute verbale und schriftliche Ausdrucksfähigkeiten
• Bereitschaft zu Reisetätigkeit
• Bereitschaft zu selbstständigem und eigenverantwortlichem Arbeiten
• Bereitschaft zur Arbeit auch anWochenenden und in den Abendstunden

Die Eingruppierung der Stelle erfolgt nach den Allgemeinen Anstellungsbedingungen
der ver.di 7.1 später 7.3.

Schriftliche Bewerbungsunterlagen bitten wir schnellst möglichst an die folgende
Anschrift zu richten:

connexx.av GmbH
c/o ver.di
Geschäftsführung
Wille Bartz
Goseriede 10-12
30159 Hannover

Infos bei Geschäftsführung connexx.av,Wille Bartz – Mobil: 0170 / 635 80 89

5. Selbstständigentag
in Hamburg
Selbstständig – organisiert – vernetzt

21. April 2012, 11 Uhr, Einlass 10.30 Uhr

DGB-Bildungswerk, Besenbinderhof 56

11.00 Uhr Unsere Arbeit – unsere Ziele:
Angela Schmitz, Beate Schwartau und Ulrike Fürniß
Sprecherinnen / Referatsleitung der ver.di-Selbstständigen
Hamburg

11.30 Uhr Bundesregierung: Sozial-Attacke gegen
Selbstständige!
Gründungszuschuss gekürzt, Alo-Versicherung erhöht,
jetzt noch „Pflicht-Rente“ ohne Auftraggeberfinanzierung?
Wer trotzdem gerne selbstständig arbeitet, braucht Opti-
mismus und Alternativen.
Referentin: Veronika Mirschel, Referatsleiterin Selbststän-
dige beim Bundesvorstand

12.15 Uhr Workshops (parallel) bis 14.30 Uhr

Workshop I
E-Book: die Freiheit nehm ich mir!
Referent: Reimer Eilers, Freier Autor und mediafon-Berater
Moderation: Marina Gabel, Training & Beratung

Workshop II
Vom Erfolgsdruck zur Leichtigkeit!
Referent: Michael Gümbel, Supervisor, Sujet GbR
Moderation: Angela Schmitz, Systemisches Coaching

Workshop III
Datensicherung gegen
Festplattencrash und Virusinfektion
Referent: Daniel Czerner, PC-Dienst: IT- Konzepte,Wartung
und Schulung. Moderation: Ulrike Fürniß, Selbstständige
und Freie, ver.di Hamburg

Workshop IV
Soziales Netzwerken:
Die Kunst vom Geben und Teilen
Referentin: Beate Schwartau, Unternehmungsberaterin
und Coach. Moderation: Martina Oesterer, Projekt Mittel-
standsförderinstitut

15.00 Uhr Das Büfett wird eröffnet
– Zeit zum Essen und zum Entspannen – von und mit
Emina Kamber.

16.00 Uhr Networking Afternoon
bei Kaffee, Saft undWein – Treffen, Klönen und vielleicht
künftig zusammen arbeiten.Wer will, kann hier seine
Arbeit, Ideen und Projekte präsentieren. Visitenkarten
nicht vergessen!

Bitte schriftliche Anmeldung bis zum 11. April 2012
nur online unter freie.hamburg.verdi.de/veranstaltungen

Kosten: 10 Euro (für Büfett und die Getränke)

SERVICE + IMPRESSUM

Eingeladen sind alle selbstständig und freiberuflich
tätigen Mitglieder von ver.di
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SERVICE + IMPRESSUM

30 %
PressestellenanzeigenPressestellenanzeigen erhalten

einen Rabatt von 30 %auf den Grundpreis.
Bei Fragen steht Ihnen Frau Claudia Härtig unter der
Telefonnummer (030)255 94 160 gern zur Verfügung.
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RIVIERA LEVANTO
Tor zur 5TERRE

FeWo mit Balkon und Meerblick,
30 m vom Strand.

Idealer Ausgangspunkt
zum Wandern und Rad fahren.

Tel. 0039-3356871576
www.cinqueterreparadise.com

Veranstaltungen und Seminare
für Selbstständige und Freie in Hamburg
Anmeldung NUR ONLINE: freie.hamburg.verdi.de/veranstaltungen

Die Teilnahme ist kostenlos. Veranstaltungsort:
Gewerkschaftshaus, Besenbinderhof 60, Ebene 9, Raum St. Georg
Eine schriftliche Anmeldung online ist erforderlich.

Prozessmanagement für Selbstständige.

12. April 2012, 19 – 21 Uhr

Die Schritte der Wertschöpfung im Unternehmen zu erkennen, ihnen zu fol-
gen und sie zu optimieren: das ist Prozessmanagement.Wir zeigen, wie es
geht und warum es auch für Solo – Selbstständige gewinnbringend ist.
Referent: Marcus Hampel, Changemanager und Unternehmensberater
Moderation: Angela Schmitz, Systemisches Coaching – Beratung – Training

Persönlichkeitscoaching – Präsenztraining im Kundengespräch.

23. Mai 2012, 19 – 21 Uhr

Deine Bewegung, Stimme, Gestik und Mimik haben große Bedeutung für
deinen Öffentlichkeitsauftritt. Zur Optimierung deiner Präsenz üben wir die
„vier Elemente“ für dein selbstbewusstes Auftreten. Ein Mut schenkender
Abend.
Referentin: Beate Schwartau, Unternehmungsberaterin und Coach
Moderation: Reimer Eilers, Freier Autor und mediafon-Berater

2-Tage-Seminar für Selbstständige in Hamburg
Verkaufen? Wie geht das?

10./11. Mai 2012, Donnerstag 10 – 18 Uhr und Freitag 9 – 17 Uhr

Ein verbindliche Anmeldung unter Angabe von Seminartitel und Mitglieds-
nummer (!) ist erforderlich: Bitte per Mail an erika.palm@verdi.de in Berlin.

„Verkaufen“ hat einen schlechten Ruf und ist dennoch einer der wichtig-
sten Dreh- und Angelpunkte der selbstständigen und freiberuflichen Tätig-
keit. Viele verbinden mit der Akquisition von Kunden „Klinkenputzen“ und
„Aufschwatzen“. Ganz klar ist jedoch: Ohne Aufträge kein Geld. Ziel des Se-
minars ist Selbstständigen zu vermitteln, dass Kundenakquisition durch-
schaubar und erlernbar ist:
• Was kann, was biete ich? • Wer braucht mein/e Dienstleistung/Produkt?
• Wie stelle ich den Kontakt zu möglichen Kunden her? • Wie vertiefe ich
den Kontakt? • Allen Teilnehmenden wird ermöglicht, ein erweitertes
Selbstverständnis über den „eigenenWunschkunden“ sowie eine eigene
Verkaufsstrategie zu erlangen.

Zielgruppe: Solo-Selbstständige, Freie und Honorarkräfte. Referentin:
Annette Noll, Beraterin für Klein(st)selbstständige und FreiberuflerInnen
Kosten: Für ver.di Mitglieder 100 Euro inkl. Verpflegung.
Für Nichtmitglieder 300 Euro.
Unser Tipp:Mit der Bildungsprämie können Eigenbeiträge der Seminar-
Kosten um 50%, maximal 500,- €, gesenkt werden.
Weitere Infos dazu unter: http://www.bildungspraemie.inf
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Hier wächst
zusammen,
was
zusammen
gehört

Seit nunmehr zehn Jahren stehen wir an der
Seite von ver.di. Mit ausgewählten Leistungen
bieten wir den ver.di-Mitgliedern zusätzliche
Sicherheit und exklusive Vorteile.

Wir achten darauf, dass Leistung,
Beratung und Konditionen
stimmen. Das ist ein gutes Angebot
für die ver.di-Mitglieder und
ein zusätzliches Argument bei der
Gewinnung neuer Mitglieder.

Vorteile für ver.di-Mitglieder

www.verdi-mitgliederservice.de

Gut beraten –
schnell geholfen

Maßgeschneidert
vorsorgen

Verlässliche
Finanzprodukte

Sicherheit im
Berufsleben

Günstig reisen,
einkaufen
und Freizeit
genießen
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